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Neue Hoffnung für Südafrika
Karl-Heinz Hornhues

Im Schatten der atemberaubenden Entwicklungen in Mittel- und Osteuropa ist die Situation
im südlichen Afrika etwas aus dem Blickwinkel der öffentlichen Betrachtung geraten.
Dabei machen sich nun auch hier „neues Denken" und „Umgestaltung" bemerkbar. Die
Abnahme der Blockkonfrontation und das gemeinsame Interesse der Großmächte an einer
Beilegung regionaler Konflikte bieten auch für das südliche Afrika neue Chancen zur
Überwindung scheinbar unüberwindlicher Gegensätze.

Ein Hoffnungszeichen für Südafrika war
die Wahl des eher liberalen Politikers.de
Klerk zum Vorsitzenden der regierenden
National Party und zum Präsidenten Süd-
afrikas. Er trat die Nachfolge des von
seiner eigenen Partei gestürzten P. W.
Botha an, der zu durchgreifenden Refor-
men nicht fähig war. Der neue südafrikani-
sche Präsident de Klerk hat in seiner Rede
zur Parlamentseröffnung Anfang Februar
]'""*> einschneidende Maßnahmen zur Ver-
i. jrung der politischen Landschaft Süd-
afrikas angekündigt. Dazu gehörten die
Entbannung des ANC und des PAC, die
teilweise Aufhebung des Ausnahmezustan-
des und die Freilassung Nelson Mandelas.
Die unmittelbare rechtliche Umsetzung der
in de Klerks Rede angekündigten Maßnah-
men - wie die sofortige Aufhebung des
ANC-Verbots und der Presserestriktionen
- und die mittlerweile erfolgte Freilassung
Nelson Mandelas verdeutlichen; daß die
neue südafrikanische Reformpolitik ernst
gemeint ist. Der südafrikanische Präsident
hat damit wichtige Schritte unternommen,
die Südafrika zum inneren Ausgleich füh-
ren und seine internationale Isolierung be-
enden können.

Modell des „runden Tisches"

De Klerk wird aber noch einen weiteren
Schritt nach vorne tun müssen: Der Aus-
nahmezustand sollte schnellstens vollstän-
dig aufgehoben und alle politischen Gefan-
genen freigelassen werden. Damit wäre
dann das größte Hindernis auf dem Weg zu

direkten Verhandlungen der südafrikani-
schen Regierung mit der schwarzen Oppo-
sition aus dem Weg geräumt. Das Modell
des „runden Tisches" könnte dann auch für
Südafrika zur Grundlage für Verhandlun-
gen zwischen Regierung und Opposition
werden, an deren Ende eine gerechte Teil-
habe aller Bevölkerungsgruppen am öf-
fentlichen und politischen Leben steht.

Der südafrikanische Präsident de Klerk
und der Vizepräsident des ANC Nelson
Mandela haben sich mittlerweile über die
Aufnahme von Gesprächen geeinigt und
kontinuierliche Kontakte vereinbart. Diese
Gespräche könnten dann eine Art Vorver-
handlungen über den Beginn eines Dialo-
ges zwischen den widerstreitenden gesell-
schaftlichen Gruppen Südafrikas sein.

Prof. Dr. Karl-Heinz Hornhues, MdB:
De Klerk - Hoffnungszeichen für Südafrika

Liebe Leserinnen
und Leser,

die Reformansätze in Südafrika sind
für uns Anlaß gewesen, uns intensiver
mit dem Thema auseinanderzusetzen.

Drei Autoren kommen im folgenden
zu Wort (S. l - 5), wenn es um Beurtei-
lung der aktuellen Lage im Süden des
Kontinents geht.

Einladen möchten wir Sie nochmals
zum ersten Deutschland-Forum des
EAK, das am 4.6.1990 in Berlin (Ost)
in der Kongreßhalle am Alexander-
platz (nicht CDU-Geschäftstelle) statt-
findet (siehe auch letzte Seite). Über
das Thema 'Ein Volk durch Gerechtig-
keit' werden wir mit Theologen, Politi-
kern und wichtigen Repräsentanten
der friedlichen Revolution in der DDR
sprechen.

Seit der 'Wende' nutzen viele kirchlich
interessierte Bürgerinnen und Bürger
in der DDR die Möglichkeit, die
'Evangelische Verantwortung' zu be-
stellen. Vielleicht haben Sie in Ihrem
Bekanntenkreis auch einen möglichen
Interessenten. Teilen Sie uns dann
diese Adresse mit, an die wir gerne ein
Probeexemplar und einen Bestell-
schein schicken.

Ihre
Redaktion
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Problembeladene Ausgangslage

Der Erfolg des Reformprozes-
ses in Südafrika ist von zwei
Seiten bedroht. Es gibt deutli-
che Rivalitäten zwischen den
politischen Organisationen der
Schwarzen in Südafrika, die zum
Teil auf alte Stammesgegensätze
zurückzuführen sind. Die bluti-
gen Auseinandersetzungen zwi-
schen den Anhängern des Kwa-
Zulu-Premiers und Führers der
gemäßigten Inkatha-Bewegung,
Mongosuthu Buthelezi, und den
radikalen Sympathisanten des
ANC und der ihm nahestehen-
den „United Democratic Front"
(UDF) in der Provinz Natal ma-
chen deutlich, wie brisant die
Situation ist. Hinzu kommen
Putsche und Auseinanderset-
zungen in den von Südafrika
geschaffenen sogenannten selb-
ständigen schwarzen Staaten,
deren Bevölkerung die Reinte-
gration in die Republik Süd-
afrika will. Hier werden noch
alte Rechnungen mit den ver-
haßten von Südafrika eingeset-
zcn Machteliten beglichen.

Gerade diese Auseinander-
setzungen, die Hunderte von To-
ten kosteten, und das fortbeste-
hende Bekenntnis des ANC zur
Anwendung politisch motivier-
ter Gewalt bieten nun den An-
hängern der Apartheid, die sich
vor allem in der „Conservative
Party" des Pastors Treuernicht
gesammelt haben, die Gelegen-
heit, Ängste vor Gewalt und
Chaos unter einer Herrschaft
der schwarzen Mehrheit zu
schüren. Die Anhänger der
Conservative Party, bei den letz-
ten Parlamentswahlen noch die
großen Verlierer, könnten so-
auch vor dem Hintergund einer
tiefen ökonomischen Krise des
Landes - zum Bremser auf dem
Weg zu substantiellen Refor-
men in Südafrika werden.

Positive Impulse und Ansätze

Trotzdem gibt es Grund zum
Optimismus. Beide Seiten,
Schwarze wie Weiße, verfügen
über starke Führerpersönlich-
keiten, die bei ihrer jeweiligen
Klientel auch unpopuläre Maß-
nahmen durchsetzen können.
Präsident de Klerk, der fest im
Sattel sitzt und in seiner Partei
unumstritten ist, hat mit Nelson
Mandela einen Gesprächspart-
ner gefunden, der weit über die
Anhängerschaft des ANC hin-
aus anerkannt ist und kraft sei-
ner politischen und moralischen
Autorität auch den Auseinan-

dersetzungen innerhalb der
schwarzen Bevölkerungsmehr-
heit ein Ende bereiten könnte.
Hinzu kommt, daß mit dem
Ende des militärischen Engage-
ments Südafrikas in Angola und
Mozambique, und der nunmehr
erfolgten Unabhängigkeit Na-
mibias äußere Konflikte beige-
legt sind und Südafrika sich nun
auf die Lösung seiner eigenen
Probleme konzentrieren kann -
und muß!

SÜDAFRIKA
Hier zeigen sich bereits posi-

tive Impulse. Im neuen Haus^
haltsplan Südafrikas wird das
Verteidigungsbudget nach dem
Rückzug der südafrikanischen
Streitkräfte aus den Nachbar-
ländern drastisch gekürzt. Ein-
gesparte Mittel in Höhe von 3
Milliarden Rand werden umge-
leitet für Ausbildung, Gesund-
heitsvorsorge und Wohnungs-
bau für Schwarze. Überdies
führt die nun möglich gewor-
dene Halbierung der Wehr-
dienstzeit Arbeitskräfte wieder
der Wirtschaft zu und verhindert
die Auswanderung junger
Wehrpflichtiger.

Wenn das südafrikanische
Reformprojekt Aussicht auf Er-
folg haben soll, ist es unabding-
bar, daß alle Konfliktparteien
einsehen, daß es keine Befriedi-
gung von Maximalforderungen
geben kann. Nur ein gerechter
Interessenausgleich auf der Ba-
sis von gleichberechtigten Ver-
handlungen kann das Funda-
ment für eine friedliche Trans-
formation der südafrikanischen
Gesellschaft sein. Dies wird
aber nur möglich sein, wenn
Südafrika auch auf wirtschaftli-
chem Gebiet Stabilität erlangt,
wenn es Wohlstand und Wachs-
tum zu verteilen gibt. Dazu ist
die Überwindung der internatio-
nalen Isolation des Landes not-
wendig.

Die Sanktionspolitik des Aus-
landes hat in Südafrika zu Kapi-
talflucht, Verschuldung, Ar-
beitslosigkeit und Einkommens-
einbußen geführt. Sie hat damit

aber auch die Grundlage dafür
gelegt, daß bei großen Teilen
der weißen Elite die Einsicht
gewachsen ist, daß das System
der Apartheid weder konser-
vierbar noch reformierbar ist
und stattdessen schnell über-
wunden werden muß.

Die Wahl de Klerks zum Prä-
sidenten ist Resultat dieser Ent-
wicklung. Er muß nun rasch Er-
folge vorweisen und weitere
Schritte einleiten, die dem Aus-
land den Abbau bestehender
Sanktionen ermöglichen. Die
Freilassung Nelson Mandelas
und die Lockerungen des Aus-
nahmezustandes haben bereits
das Europäische Parlament, den
amerikanischen Kongress und
das Commonwealth dazu ge-
bracht, ihre Haltung zu über-
denken. London hob das Verbot
neuer Investitionen auf, und das
niederländische Parlament
setzte die Verabschiedung eines
Gesetzes aus, das holländischen
Unternehmen die Errichtung
neuer Anlagen in Südafrika un-
tersagt hätte. Die völlige Aufhe-
bung des Ausnahmezustandes
und die Freilassung aller politi-
scher Gefangenen würden si-
cherlich zu einer Neubewertung
der Situation in Südafrika füh-
ren und es dem Ausland ermög-
lichen, die Entwicklung in Süd-
afrika positiv zu sanktionieren.

Mit positiven Maßnahmen
den Reformprozeß begleiten.

Die Südafrika-Politik der
CDU/CSU-Bundesregierung
hat sich vor dem Hintergrund
der jüngsten Entwicklungen als
richtig erwiesen. Wir haben
konsequent die südafrikanische
Regierung zu Reformen ge-
drängt, ohne die Weißen in Süd-
afrika in eine Wagenburg-Psy-
chose zu bringen. Als falsch er-
wiesen hat sich die hartleibige
Boykott-Politik der Opposition,
die gerade auch in der jetzigen
Situation eine Verschärfung der
Sanktionen gegenüber Süd-
afrika verlangt. Diese Politik
würde auch der schwarzen Be-
völkerungsmehrheit Südafrikas
zum Nachteil gereichen und die
Gefahr heraufbeschwören, daß
sich undifferenzierter wirt-
schaftlicher Druck in noch
schlimmeren Gewaltausschrei-
tungen Luft verschafft.

Bei einer erfolgreichen Wei-
terführung der Reformpolitik de
Klerks mit dem Ziel der Über-
windung der Apartheid wird
sich das Verhältnis der Bundes-
republik und der anderen westli-

chen Staaten zu Südafrika si-
cherlich normalisieren. Die
Bundesregierung sollte mit posi-
tiven Maßnahmen den südafri-
kanischen Reformprozeß be-
gleiten und insbesondere ihre
Bemühungen im Aus- und Fort-
bildungsbereich mit Blick auf
die schwarze Bevölkerung ver-
stärken.

Eines allerdings muß den
Weißen in Südafrika klar sein:
Auf Dauer werden sie sich der
Forderung des ANC nach voller
politischer Gleichberechtigung
aller Südafrikaner in einem un-
geteilten Südafrika nach dem
Motto „One man, one vote in an
unitary System" nicht widerset-
zen können. Der Wunsch der
weißen Minderheit nach Garan-
tien, die sie vor einer Majorisie-
rung durch die schwarze P> . -
heit schützen, wird sichei.,ch
nur für eine Übergangsfrist zu
verwirklichen sein. Die Dauer
dieser Übergangsphase müßte
Verhandlungssache sein.

Unzweifelhaft ist, daß wenn
die politische Gleichberechti-
gung der schwarzen Bevölke-
rungsmehrheit anerkannt ist,
sich Minderheitenrechte auf
Dauer nicht gegen das demokra-
tische Mehrheitsprinzip behaup-
ten können werden. Dies
scheint auch der südafrikanische
Verfassungsminister Gerrit Vil-
joen so zu sehen, der kürzlich
ankündigte, daß die Nationalp-
artei dabei ist, ihre Macht in den
kommenden Jahren abzugeben.

Vielleicht kann ja das unab-
hängige Namibia eine Vo: '-
und Katalysatorfunktion füi aie
weitere Entwicklung in Süd-
afrika haben. Die überwiegende
Mehrheit der dort lebenden
Weißen ist im Lande geblieben
im Vertrauen auf die in der
Verfassung garantierten allge-
meinen Grundrechte und nicht,
weil sie sich Minderheitsrechte
gesichert hätte.

Wenn das Modell Namibia er-
folgreich verläuft, wenn Nami-
bia ein demokratischer Rechts-
staat mit Marktwirtschaft und
Privateigentum bleibt, werden
die Weißen in Südafrika eher
dazu bereit sein, ihre Macht an
eine demokratisch legitimierte
Regierung, die die Mehrheit des
Volkes repräsentiert, zu überge-
ben.

Anm.:
Prof. Dr. Karl-Heinz Hornhues,

MdB, ist seit 1983 Vorsitzender der
Deutsch-Afrikanischen Parlamenta-
riergruppe.
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Verwandelt sich Südafrika?
Volkmar Köhler

In diesen Tagen begannen die
ersten offiziellen Gespräche
zwischen den politischen Ver-
tretern der schwarzen Mehrheit
und der weißen Regierung in
Südafrika. Vorangegangen wa-
ren informelle Kontakte bereits
im Herbst des vorigen Jahres.
Es werden „talks about talks"
sein, aber noch keine formellen
Verhandlungen. Will Präsident
de Klerk wirklich das Ende der
Apartheid und eine tiefgrei-
fende Wende?

Vieles spricht für ihn: Nami-
bj«, ist frei. Nelson Mandela

jite endlich wieder die Füh-
rung des ANC übernehmen,
dessen Verbot aufgehoben
wurde. Die Politik Südafrikas
gegenüber Angola und Mozam-
bique hat sich zum Konstrukti-
ven gewendet, und vor dem Par-
lament hat Präsident de Klerk
die vollständige Beseitigung der
Apartheid angekündigt. Aber es
bleiben der Ausnahmezustand
und harte Polizeieinsätze. Wie
die Homeland-Politik, die in der
bisherigen Form offenbar ge-
scheitert ist, verändert werden
soll, ist noch offen.

„Die Verhand-
lungspositionen
' \ider Seiten sind
noch weit vonein-
ander entfernt."

Auf der anderen Seite hat
Nelson Mandela das Existenz-
recht der weißen Minderheit in
dankenswerter Weise aner-
kannt. Aber es fällt ihm sichtlich
schwer, die Radikalität der ver-
schiedenen Flügel seiner Bewe-
gung in den Griff zu bekommen.
Er fordert harte Fortsetzung der
Sanktionspolitik. Ein Verzicht
des ANC auf Gewalt bei der
Durchsetzung seiner Ziele ist
leider noch nicht ausgesprochen
worden. Strebt der ANC einen
Einparteienstaat an? Noch we-
niger ist klar, ob er nicht eine
dirigistische Staatswirtschaft an-
stelle der, freilich mit hohem
Staatsanteil durchsetzten, ge-
genwärtigen Marktwirtschaft
einführen will.

Positionen annähern

Die Verhandlungspositionen
beider Seiten sind noch weit
voneinander entfernt. Die Re-
gierung beansprucht, die Wei-
ßen, Inder und Farbigen zu ver-
treten und will über die Integra-
tion der Schwarzen in das politi-
sche System sprechen. Der
ANC fordert die Übergabe der
Macht an die Mehrheit. Süd-
afrika steht offensichtlich vor
einem langen und mühsamen
Weg.

Unsere Interessen in Süd-
afrika beschränken sich nicht
auf Namibia. Wir tragen in den
Augen aller Beteiligten auch
eine Verantwortung für die Re-
publik Südafrika, zumal wir dort
wirtschaftlich große Interessen
haben und zu den wichtigsten
Wirtschaftspartnern des Landes
gehören. Dementsprechend for-
dert die eine Seite von uns, die
EG-Wirtschaftssanktionen auf-
zuheben, während Mandela ihre
Verschärfung wünscht. Wir
Deutschen können nicht einfach
zuschauen und der wirksamen
Geheimdiplomatie der Sowjet-
union, der USA und Großbri-
tanniens allein das Feld überlas-
sen. Auch die für unser politi-
sches Weltbild und unsere Wert-
vorstellungen selbstverständli-
che Forderung, daß die Apart-
heid beseitigt werden müsse, ge-
nügt allein nicht mehr.

Chance auf Ausbildung
und Beruf

Gefragt von uns ist ein tieferes
und auf konkrete Einzelfragen
ausgerichtetes Engagement.
Natürlich ist klar, daß die Süd-
afrikaner selbst ihren Weg in
eine friedliche und menschen-
würdige Zukunft finden müs-
sen. Aber der Dialog muß ver-
tieft und verbreitert werden,
wenn unsere Glaubwürdigkeit
nicht Schaden leiden soll.

Wir sollten beiden Seiten mit
unseren Erfahrungen zur Verfü-
gung stehen. Auch in Afrika
interessiert die Frage, ob Ein-
parteiensysteme nicht gerade in
Europa ihre Untauglichkeit er-
wiesen haben. Genauso ist es
ein Thema, ob das Experiment
einer dirigistischen Staatswirt-
schaft nach allen Erfahrungen

Dr. Volkmar Köhler, MdB: „Ein
neuer Weg zu Frieden und Wohl-
stand muß gefunden werden".

in Mittel- und Osteuropa noch
einmal gewagt werden sollte.
Wir müssen davon abraten,
denn das dringlichere Erforder-
nis für Südafrika ist es, wieder
eine wirtschaftliche Prosperität
zu erzeugen, die für Hundert-
tausende von jungen Menschen,
vorwiegend aus der schwarzen
Mehrheit, eine Chance auf Aus:

bildung und Beruf bietet.

Südafrika leidet heute am
meisten darunter, daß die Ban-
ken und Investoren in der Welt
das Vertrauen in eine politische
Lösung des Südafrika-Problems
verloren haben. Dies ist die Ur-
sache der gegenwärtigen Wirt-
schaftskrise viel mehr, als es-die
Sanktionen sind. Südafrika steht
vor schwierigen Umschuldungs-
verhandlungen. Dies alles
drängt auf konstruktive Ant-
worten und nicht nur auf eine
Wiederholung politischer For-
meln, die wir schon jahrelang
gehört haben.

Wenn der politische Prozeß
zu einer friedlichen Evolution
des Landes überzeugend fort-
schreitet, dann ist es eine ent-
scheidende Aufgabe, die wirt-
schaftlichen Grundlagen für
diese Entwicklung zu stabilisie-
ren, denn Not, Arbeitslosigkeit
und Wirtschaftskrise sind keine
Grundlagen für das Zusammen-
leben der Völker in Südafrika.
Wir müssen entscheiden, wann
es an der Zeit ist, Südafrika
auch die Integration in die Han-
delssysteme dieser Welt anzu-
bieten als Gegenleistung für
Fortschritte auf dem Weg des
friedlichen Ausgleichs. Es ist er-
kennbar, daß das Land Pro-
bleme hat, die es auch nicht

allein lösen kann. Der Ausbau
eines wirklich leistungsfähigen
Bildungssystems für die
schwarze Mehrheit überschrei-
tet personell und zum Teil auch
finanziell die Kapazitäten des
Landes. Also müssen wir uns
fragen, wann und unter welchen
Umständen Hilfe gewährt wer-
den kann, wenn sie gewünscht
wird.

In allen diesen Fragen sollten
wir ehrliche Berater sowohl der
schwarzen Mehrheit wie der
weißen Regierung sein. Allein
eine Politik des Drucks und der
Maximalforderungen wird vor
der beginnenden Bewegung in
Südafrika auf Dauer nicht aus-
reichend glaubwürdig sein.

System des Ausgleichs

Wer nicht nur seine Abscheu
gegenüber der Apartheid de-
monstrieren will, sondern ihre
Überwindung konkret unter-
stützt, wer die Verwirklichung
von Minderheitenrechten, föde-
ralistische Lösungen, kurz, ein
System des Ausgleichs zwischen
den Südafrikanern aller Farben
anstrebt, muß jetzt und in näch-
ster Zukunft definieren, was
nach aller Erfahrung unsere Un-
terstützung nicht finden kann -
und dazu gehören Staatswirt-
schaft genauso wie undemokra-
tische Einparteiensysteme -
aber auch, was er an konkreten
Hilfen und Ermutigungen anzu-
bieten gedenkt, wenn wirklich
die Vernunft siegt. Dies ist eine
der letzten Hoffnungen, die man
hegen kann, um dem notleiden-
den schwarzen Afrika in seiner
Gesamtheit neue Impulse zuzu-
führen.

Es geht nicht nur um die Re-
publik Südafrika, es geht
darum, ob ein neuer Weg zu
Frieden und Wohlstand in wei-
ten Teilen dieses geplagten Kon-
tinents gefunden werden kann.
Wir müssen uns mehr Mühe ge-
ben als je zuvor, um unseren
Interessen und unserer Verant-
wortung gerecht zu werden.

Annt.:
Dr. Volkmar Köhler, MdB, war

von 1982-1989 Parlamentarischer
Staatssekretär im Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit. Er ist Mitglied in der Kam-
mer für den Kirchlichen Entwick-
lungsdienst der EKD.
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Voraussetzungen einer realistischen Südafrika-Politik des Westens -
vor dem Hintergrund beginnender Verhandlungen zwischen schwarz und weiß
Thomas Kruchem
Die jüngste Annäherung zwischen der südafrikanischen Regierung
und ihrem wichtigsten Gegenspieler, dem „African National Con-
gress" (ANC), wirft einmal mehr die Frage auf: Wie kann der
Westen - oder konkreter: die Bundesregierung - zur tatsächlichen
Emanzipation der Schwarzen am Kap beitragen?

Die Südafrika-Politik der
Bundesregierung ist bis heute
weniger durch deutliche Ak-
zente als den steten Versuch
bestimmt, wirtschaftliche Inter-
essen zu wahren, die Flügel der
Regierungsparteien zu befriedi-
gen sowie auf EG- und UNO-
Ebene nicht unangenehm aufzu-
fallen: Tiefgreifender sozialer
Wandel im Südafrika P.W. Bo-
thas wurde zwar zur Kenntnis
genommen; es überwog jedoch
harte verbale Kritik, geäußert
vor allem vom für's Image zu-
ständigen Außenminister Gen-
scher (der auch die - von Strauß
konterkarierte - Frontstaaten-
Reiseoffensive 1987/88 insze-
nierte).

Die - auf rhetorischer Ebene -
Gegenposition (Verbrüderung
mit Pretoria) fand nur durch das
Gewicht von Strauß öffentliche
Aufmerksamkeit und ist heute
nahezu verstummt. Es bleiben
in Union und FDP selten von
Analyse geprägte, Südafrika
wohlwollend (wohin?) drän-
gende Statements wie jenes von
Hornhues 1988: „Zunehmend
beginnt man selbst in Teilen der
Nationalen Partei zu akzeptie-
ren, daß schwarze Mehrheits-
herrschaft unausweichlich sei.
Man sollte konsequenterweise
die Verhandlungen mit den Ver-
tretern der Schwarzen begin-
nen, um einen friedlichen Über-
gang zu erreichen." Der Libe-
rale Irmer gar will über einen
von der EG initiierten, „präzi-
sen" Mehrphasenplan bis zum
Jahr 2000 nicht nur sämtliche
wirtschaftlichen, sozialen und
politischen Unterschiede in Süd-
afrika einebnen, sondern auch
noch die wirtschaftliche Abhän-
gigkeit der Nachbarländer dra-
stisch verringern.

In der Frage des Kultur- und
Sportboykotts gegen Südafrika
haben Unionspolitiker häufig
Skepsis geäußert, es zugleich je-
doch vermieden, auf Parla-
ments- und Regierungsebene
für Kultur- und Sportkontakte
mit Südafrika tätig zu werden
und so die in dieser Frage eher
passive Haltung Bonns zu

durchbrechen. Ohne echten Wi-
derstand wurde Genschers - zu-
mindest formal bizarre - Ände-
rungskündigung des Kulturab-
kommens mit Südafrika (1985)
hingenommen. Erst im Mai 1989
gründete der CDU-Bundestags-
abgeordnete Klaus-Jürgen Hed-
rich einen Verein „Brücken
durch Sport", dem mehrere
bundesdeutsche und britische
Parlamentarier sowie Wissen-
schaftler angehören.

Die Position der Bundesregie-
rung zu Wirtschaftssanktionen
gegen Südafrika ist prinzipiell
klar. Immer wieder hat man be-
tont, daß Sanktionen primär die
treffen, denen man helfen will;
daß sie Gewalt und Gegenge-
walt nicht stoppen, sondern stei-
gern, und daß sie - am Rande
erwähnt - den eigenen wirt-
schaftlichen Interessen schaden.
In der Praxis verfolgt Bonn - im
Geflecht widerstreitender Inter-
essen - die Strategie, einerseits
möglichst scharf zu drohen, an-
dererseits möglichst wenig wirt-
schaftlichen Schaden anzurich-
ten. Das für's Drohen zustän-
dige Auswärtige Amt verdon-
nerte einen - darob sichtlich
unglücklichen - Kanzler Kohl
dazu, die deutsche Beteiligung
an den EG-Strafmaßnahmen
1986 zu verkünden; der Bundes-
präsident mußte 1988 von Lagos
aus den Zeigefinger gen Pretoria
heben; Genscher persönlich
überschritt wohl das von ihm
selbst gesetzte Maß, als er am
17.3.88 auf eine Journalisten-
frage zum Boykott südafrikani-
scher Produkte antwortete: „Ich
glaube, daß das ein wichtiger
Beitrag ist, den ein Bürger lei-
sten kann, wenn er aus seiner
Verantwortung heraus einen
solchen Schritt für notwendig
hält."

Jenseits verbaler Attacken hat
Bonn stets Sorge getragen, daß
der wirtschaftliche Austausch
mit Pretoria gedieh. 1988 - als
die Regierung Botha harte Re-
pressionsmaßnahmen verhängte
- stieg der Austausch um ein
Drittel. Die „Kreditanstalt für
Wiederaufbau" finanziert wei-

terhin Exporte nach Südafrika;
die staatliche „Hermes"-Versi-
cherung bürgt; das Abkommen
zur Vermeidung von Doppelbe-
steuerung steht außer Frage.

Kirchen haben das politische
Bewußtsein der Südafrikaner
verändert

Insgesamt haben wohl vor allem
ausländische (darunter beson-
ders auch deutsche) Kirchen

dregelungen wurde 1986-88
deutlich gebremst; die „Konser-
vative Partei" und andere
rechtsradikale Gruppierungen
erstarkten. Erst als - im Ge-
flecht der Wechselbeziehungen
zwischen abnehmendem Inter-
esse der Weltöffentlichkeit, Re-
pression und Frustration der
Opposition - die Lage sich aus
Sicht Pretorias entspannte, ka-
men reformorientierte Tenden-
zen wieder stärker zur Geltung.

Mehr als 70000 bei Konzert zu Ehren von Nelson Mandela in
London Foto: dpa

und Gewerkschaften das politi-
sche Bewußtsein aller Südafri-
kaner verändert und die Organi-
sationskraft der Schwarzen ge-
stärkt. Konkrete Erfolge wirt-
schaftlichen und politischen
Drucks durch ausländische Re-
gierungen sind - von Einzelfäl-
len (Nichtvollstrecken von To-
desurteilen mit politischem Hin-
tergrund) abgesehen - kaum zu
erkennen. Im Gegenteil: Die
Sanktionen von 1986 haben zu
Verhärtung bei weißer Minder-
heit und Regierung beigetragen;
verstärkte Repression setzte
ein; der Abbau von Aparthei-

Dies führte zur Machtüber-
nahme de Klerks und in deren
Gefolge u.a. zur Modifizierung
des „Group Areas Act", der
Freilassung politischer Gefange-
ner und schließlich zu „Vorver-
handlungen" mit einem wieder
erlaubten ANC.

Was sind die wichtigsten Vor-
aussetzungen einer realistischen
Südafrika-Politik des Westens -
vor dem Hintergrund beginnen-
der Verhandlungen zwischen
schwarz und weiß? - Zunächst
müssen sich die betreffenden
Regierungen entscheiden, ob sie
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mit ihrer Südafrikapolitik pri-
mär anderweiligen Interessen
dienen oder tatsächlich zur
Emanzipation der Schwarzen in
Südafrika mit möglichst gerin-
gen unerwünschten Nebenfol-
gen beitragen wollen. Wollen
sie dies, dann gilt es - stärker,
als dies bisher geschehen ist -
die grundsätzlichen Rahmenbe-
dingungen zur Kenntnis zu neh-
men:

1. Die vielfach belegte Tatsa-
che, daß massive Wirtschafts-
sanktionen im Sinne der gesetz-
ten Ziele überwiegend kontra-
produktiv wirken, ist nicht - je
nach Bedarf - immer wieder
infrage zu stellen.

2. Man darf nicht der Erwartun-
gen produzierenden Illusion

-Ballen, Pretoria gebe jetzt
scaon die politische Vorherr-
schaft der Weißen stückchen-
weise preis; man hat lediglich
mit flexiblerem Regierungsper-
sonal die Vorherrschaft verän-
derten Realitäten angepaßt,
modernisiert und von ärgerli-
chem Ballast befreit. Echte poli-
tische Emanzipation der
Schwarzen fand bislang nur in-
sofern statt, als sich ökonomi-
sche und soziale Emanzipation
irgendwann zwangsläufig in po-
litischer Macht niederschlagen.
Die Hoffnung vieler ausländi-
scher Beobachter, daß den Wei-
ßen die Kosten für den Machter-
halt so sehr gestiegen sind, daß
sie sich jetzt mit einer schwarzen
Mehrheitsherrschaft abfinden,
täuscht. Dies würde nämlich be-
dejiten, daß die Weißen den
. £,rtvarzen mit der politischen
Herrschaft letztlich auch die
Verfügungsgewalt über mate-
rielle und kulturelle Güter im
Lande übergeben. Ein solcher
plötzlicher und umfassender
Machtwechsel von einer sozia-
len Gruppe zu einer anderen ist
in der Geschichte bislang nur
durch Revolutionen (wie 1989/
90 in der DDR) zustande ge-
kommen; freiwillig deshalb nie,
weil fast immer herrschende
Minderheiten neben der Macht
auch ihre Existenzgrundlage, oft
sogar das Leben verloren.

Nicht zu Unrecht stellt eine 1987
veröffentlichte Studie der
„Friedrich-Ebert-Stiftung" fest,
daß südafrikanische Weiße in
der Tat heute gar nicht wissen
können, welche Gesellschafts-
ordnung sie unter einer schwar-
zen Regierung zu erwarten hät-
ten: „Wäre es eine sozialistische
Gesellschaftsordnung mit Ent-
eignungen und mit den Konse-

quenzen, die sich in einigen der
afrikanischen Nachbarländer
beobachten lassen? Würden sich
die linksradikalen Kräfte in der
heutigen Opposition durchset-
zen? Würde eine bürgerkriegs-
ähnliche Situation durch den
Konflikt zwischen ideologischen
und ethnischen Gruppen unter
der schwarzen Bevölkerung ent-
stehen? Würden die Exzesse
und Gewalttaten der randalie-
renden Jugendlichen, wie sie
sich in den Townships gezeigt
haben, auf die weiße Bevölke-
rung übergreifen? Wäre sogar
nach den jahrelang aufgestauten
Aggressionen mit einem Blut-
bad unter den Weißen zu rech-
nen, welches eine schwarze Re-
gierung möglicherweise nicht
verhindern könnte?"

Emanzipation der Schwarzen
in die Industriegesellschaft
hinein fördern

Die Studie fährt fort mit der
Feststellung, daß diese für die
Weißen extrem wichtigen Fra-
gen „heute weder von der
schwarzen Opposition noch von
sonst jemandem beantwortet
werden können, da bestimmte
politische Kräfteverhältnisse
sich erst in einer realen Situation
entfalten können und damit un-
ter den heutigen Bedingungen
nicht kalkulierbar und progno-
stizierbar sind".

In ihren Folgen unkalkulier-
bare, eventuell verheerende
Konzessionen wird kein - unter
noch so starkem Druck stehen-
der politischer Akteur machen,
wenn er (wie derzeit Pretoria)
rational seine Interessen wahr-
nimmt. Gerade auch deshalb al-
lerdings werden die genannten
Fragen bei bevorstehenden Ver-
fassungsverhandlungen unge-
schminkt zum Vorschein kom-
men und sowohl bei Weißen
(die um ihren Besitzstand fürch-
ten) als auch bei Schwarzen (die
hohe Erwartungen hegen) für
erheblichen Aufruhr sorgen.

Für sinnvolles außenpolitisches
Handeln des Westens gegen-
über Südafrika ergeben sich fol-
gende Voraussetzungen:

1. Da die Grundinteressen der
Weißen nur mittels Macht zu
garantieren sind, werden sie das
ihnen notwendig erscheinende
Maß an Macht solange behalten,
bis eine kulturelle, soziale und
ökonomische Angleichung der
Bevölkerungsgruppen jede Re-
volution gegenstandslos ge-
macht hat. Diese rationale In-

teressenwahrnahme ist zu re-
spektieren. Eine wachsende
Machtbeteiligung Schwarzer ist
folglich nur im Rahmen kon-
kordanzdemokratischer Verfas-
sungskonstruktionen denkbar -
wie sie (unter intensiver wissen-
schaftlicher Mitarbeit der „Kon-
rad-Adenauer-Stiftung") in Na-
tal/KwaZulu erprobt werden.

Präsident de Klerk
zum Thema
Verhandlungen:

„Unser Land und alle seine
Menschen sind seit Jahrzehn-
ten in Konflikte, Spannungen
und heftige Kämpfe verwik-
kelt. Es ist für uns an der Zeit,
aus dem Zyklus der Gewalt
auszubrechen und zu Frieden
und Versöhnung durchzubre-
chen. Die schweigende Mehr-
heit sehnt sich danach. Die
Jugend hat das verdient.

Mit den Schritten, die die Re-
gierung unternommen hat, hat
sie ihre gute Absicht bewiesen,
und der Tisch ist gedeckt, so
daß verständige Wortführer
mit Gespächen über eine neue
Ordnung beginnen können,
um durch Dialog und Diskus-
sion zu einem neuen Verständ-
nis zu gelangen.
(Auszug aus der Rede vom
2.2.90)

2. Da der Weg Südafrikas in die
Industriegesellschaft kaum um-
kehrbar ist, muß der Westen -
wenn er auf eine Demokratisie-
rung dort hin arbeiten will -
nicht einen Abstieg der Weißen,
sondern die Emanzipation der
Schwarzen in die Industriege-
sellschaft hinein fördern, das
sog. „blackempowerment".

3. Eine gerechtere Verteilung
der Ressourcen ist - wenn man
nicht den Zusammenbruch der
südafrikanischen Wirtschaft
provozieren will - nur begrenzt
durch Umverteilung erreichbar,
in erster Linie jedoch durch
Wachstum von Wirtschaft, Bil-
dung und Lebensqualität (Woh-
nungen, Transport, Gesund-
heitswesen etc.) zugunsten der
Schwarzen. Solches Wachstum
muß der Westen fördern, wenn
er seinem expliziten Ziel - der
völligen Abschaffung von
Apartheid näher kommen will.

Eine gute Infrastruktur für sol-
che Politik findet der Westen in
Südafrika und im südlichen

Afrika nur, wenn auch dort die
Dinge realistisch perzipiert wer-
den. Irrationale Erwartungen
oder Ängste schüren überflüs-
sige Konflikte und behindern
gedeihliche Entwicklung. Des-
halb muß der Westen - ganz
anders als bisher die Bundesre-
gierung mit ihrer widersprüchli-
chen Politik - die Voraussetzun-
gen seines Handelns explizit auf
den Tisch legen:

(Die Weißen Südafrikas sol-
len wissen, daß sie - aus Sicht
des Westens und in ihrem eige-
nen langfristigen Interesse - all-
mählich soziale, ökonomische
und sukzessive auch politische
Privilegien preisgeben müssen,
wenn sie nicht rapide an Lebens-
qualität verlieren wollen. Zu-
gleich aber sollen sie wissen,
daß ein rascher oder gar revolu-
tionärer Machtwechsel vom We-
sten nicht angestrebt wird.

UM Die Schwarzen sollen wis-
sen, daß die Mehrheitsherr-
schaft aus Sicht des Westens
vorläufig nicht erreichbar ist;
daß vor diesem Hintergrund
schwarze soziale und ökonomi-
sche Emanzipation im Vorder-
grund westlicher Bemühungen
steht, während die politische
Partizipation in einem steten,
vom Westen geförderten Prozeß
(zumindest vorläufig) konkord-
anzdemokratischer Verfas-
sungsentwicklung wachsen
muß.

»•Alle Südafrikaner sollen
wissen, daß auch aus Sicht des
Westens der säkulare Prozeß
des Wandels in Südafrika nur
dann erfolgreich sein kann,
wenn er nicht außer Kontrolle
gerät. Das heißt: Notwendige
Sicherheitsmaßnahmen werden
nicht nur toleriert, sondern un-
terstützt.

BMDie „Frontstaaten" sollen
wissen, daß sie, wenn sie zu-
künftig dulden bzw. fördern,
daß von ihrem Territorium aus
südafrikanischer Bürgerkrieg
betrieben wird - sich die Folgen
selbst zuzuschreiben haben.

Indem er die Souveränität der
südafrikanischen Nation achtet,
kann der Westen als aktiver
Vermittler darauf hinwirken,
daß die Verhandlungen von ei-
ner realistischen Grundlage aus-
gehen; der Abbau der Apart-
heid und die Demokratisierung
Südafrikas liegen im langfristi-
gen Interesse aller Bevölke-
rungsgruppen dort; nur wenn -
unter Berücksichtigung sich än-
dernder sozioökonomischer und
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damit politischer Machtverhält-
nisse - die Ängste des einen und
das Drängen des anderen auf
konkrete Fortschritte angemes-
sen berücksichtigt werden, ist
das Optimum erreichbar.

Verhandelt werden müssen kon-
krete Schritte zum Abbau der
Apartheid und zum allmähli-
chen Aufbau einer demokrati-
schen Gesellschaft, also: der
Abbau des „Group Areas Act",
Öffnung von öffentlichem
Dienst und Schulwesen, Verbes-
serung der Gewerkschaftsge-
setzgebung, echte Dezentrali-
sierung politischer Macht, Ab-
schaffung des „Population Regi-
stration Act", Schutz nach dem
Prinzip freier Assoziation kon-
stituierter Gruppen. Auf- und
Ausbau integrierter, nach dem
Territorialprinzip organisierter
Verwaltungen und Legislativen
etc.

Konkrete Fortschritte kann der
Westen nach dem Prinzip „tit

for tat" durch konkrete wirt-
schafts- und entwicklungspoliti-
sche Maßnahmen honorieren.
Hier ist neben positiven Maß-
nahmen (etwa Bildungspro-
gramme) auch sinnvoller (d.h.
die Interessenlage des Partners
realistisch perzipierender) wirt-
schaftlicher und (auch auf den
ANC) politischer Druck denk-
bar.

Um die immer noch prekäre
Infrastruktur für Verhandlun-
gen nicht weiter zu verschlech-
tern, müssen die als nutzlos er-
kannten pauschalen Wirt-
schaftssanktionen ebenso
schnell aufgehoben werden wie
Sport- und Kulturboykott; man
kann nicht erwarten, daß sich
ein Volk dem (demokratischen
und antirassistischen) Zeitgeist
anschließt, wenn man es zu-
gleich von ihm ausschließt.

Die vorgeschlagene Politik des
Westens unterscheidet sich er-
heblich vom „constructive enga-

gement" Chester Crockers ein-
gangs der 80er Jahre, das so
kurzlebig war, weil es davon
ausging, mit unverbindlichem
eigenen „goodwill" könne man
kurzfristig grundsätzliches
Nachgeben der südafrikani-
schen Regierung erreichen.

Die vorgeschlagene Politik da-
gegen:

- macht auf der Basis rückhalt-
loser Zurkenntnisnahme der
Handlungsvoraussetzungen
diese explizit zur Handlungs-
grundlage;

- kann den vorgeschlagenen
Verhandlungsprozeß mit ver-
gleichsweise guten Aussich-
ten beschleunigen helfen, da
sie den Abbau der Apartheid
und die Gegenleistungen in
quantifizier- und honorier-
bare Portionen aufteilt;

- macht nicht „goodwill" und
Wohlverhalten südafrikani-
scher Beteiligter, sondern
ihre rationale Interessen-

wahrnahme zur Grundlage,
kann also prinzipiell kaum
scheitern.

Offen bleibt, ob sich Politiker
finden, die eine tatsächlich kon-
struktive Südafrikapolitik - was
heute möglich erscheint - zu-
mindest auf EG-Ebene durch-
setzen - gegen innenpolitisch
motivierte Widerstände im eige-
nen Land, in den USA und in
internationalen Gremien.

Vnin.:
Thomas Kruchem, Autor des Bu-
ches „Brücke über die Apartheid"
(Piper 1986), lebt als freier Rund-
funkjournalist in Mauer bei Heidel-
berg.

Die DDR-Wirtschaft auf dem Weg in den EG-Binnenmarkt
Ingo Friedrich
Die Probleme für den deutschen
Mittelstand reißen nicht ab:
Kaum hatte er seinen Frieden
mit dem EG-Binnenmarkt ge-
macht, kommt mit der Einglie-
derung der DDR-Wirtschaft in
die EG und in eine gesamtdeut-
sche Wirtschaftslandschaft eine
neue Herausforderung auf ihn

Ein gesamtwirtschafltiches
Abwägen der Chancen und Risi-
ken der Erweiterung des EG-
Binnenmarktes um die DDR er-
gibt naturgemäß deutlich mehr
Chancen als Risiken. Über die
DDR erwirbt die deutsche und
die europäische Wirtschaft vor
allem den Zugang zu den osteu-
ropäischen Märkten.

Der vorgesehene Beitritt der
DDR zur Bundesrepublik
Deutschland über Art. 23 läßt
außerdem erwarten, daß in ab-
sehbarer Zeit alle Förder- und
Regionalprogramme der EG
auch auf dem Gebiet der DDR
Anwendung finden. Es ist zu
fordern, daß alle Kooperations-
und Mittelstandsberatungsmo-
delle der EG und der Bundesre-
publik zügig auf dem Gebiet der
DDR in Kraft treten.

Die tiefere Begründung für
die Errichtung der europäischen
Entscheidungsebene Brüssel/
Straßburg liegt darin, daß die
traditionellen europäischen Na-
tionalstaaten des ausgehenden
20. Jahrhunderts viele der aktu-
ellen Probleme allein nicht mehr
lösen können. Zu diesen Berei-
chen, die wegen der internatio-
nalen Verflechtung, der techni-
schen Entwicklung sowie des
„Kleinwerdens" der Welt „al-
lein" nicht mehr bewältigt wer-
den können, gehören so sensible
Bereiche wie
- Fernseh-Werbung (Auslands-

empfang über Satellit)
- Europäisches Kartellrecht
- Bekämpfung der internatio-

nalen Drogenkriminalität
- Internationale Anerkennung

des Marken- und Patentrechts
- erfolgreiche Abwicklung

technischer Großprojekte wie
Airbus, Satelliten-Technolo-
gie

für- Sicherheitsstandards
Atomkraftwerke

- internationaler Jugendschutz
- Umweltnormen
- Asylrecht
- Sozialstandards.

Hinzu kommt das wachsende
Verlangen der „EG-Bürger",

Dr. Ingo Friedrich, MdEP,: „Wir
müssen Abschied nehmen vom tra-
ditionellen Begriff der völligen Ein-
heit".

auch „im Ausland geschützt" zu
werden, bzw. „Rechte wahrneh-
men" zu können. Typisch hier-
für sind
- Verlangen nach gegenseitiger

Anerkennung beruflicher
Zeugnisse

- Sicherheit im Unfall- und
Krankenfall, zumindest im
EG-Ausland

- Regeln für Geschäftsbezie-
hungen im Ausland und Si-

cherung von Rechten, etwa
beim Grundstückskauf

- Internationale technische
Normen und Standards

- Abbau offensichtlicher Wett-
bewerbsverzerrungen durch
Mißbräuche von Subve< 7_.
nen und Staatshilfen. .,>
Schließlich läßt sich die Theo-

rie des Binnenmarktes von der
Grundüberzeugung eines Adam
Smith leiten, der bereits vor 200
Jahren feststellte: „Je größer der
Markt, desto mehr Wohlstand
für alle". In diesem Sinne ver-
steht sich der EG-Binnenmarkt
als ein Programm zur Öffnung
der Grenzen und damit zur Er-
weiterung der Marktchancen für
Unternehmer, Beschäftigte und
Verbraucher.

Zur Verwirklichung der
Markterweiterung nutzte die
EG-Kommission bis vor weni-
gen Jahren vor allem das Instru-
ment der Harmonisierung, also
der „Gleichmachung". Dieser
Ansatz entbehrte keineswegs ei-
ner gewissen Logik, da er davon
ausging, daß nur Produkte und
Leistungen, die gleichwertig,
sprich harmonisiert worden
sind, in ganz EG-Europa ver-
käuflich sein dürfen. Ähnliches
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galt für die Angleichung von
Berufsausbildungen und techni-
schen Harmonisierungen. In der
Praxis erwies sich dieses Kon-
zept jedoch als wenig flexibel
und zu langwierig. Deswegen
wurde es zwischenzeitlich durch
einen neuen Grundsatz abge-
löst. Nun galt: Nur noch soviel
EG-weite Harmonisierung wie
unbedingt notwendig, aber
gleichzeitig soviel Öffnung der
EG-Grenzen, etwa durch ge-
genseitige Anerkennung, wie
möglich.

Der Vorteil des neuen Kon-
zeptes liegt auf der Hand: Es
ermöglicht und sichert eine viel-
fältige europäische Produkt-
landschaft und vermeidet den
europäischen „Einheitsbrei".
Naturgemäß hat ein derartiges

; ' -.rgehen auch einige Nach-
V-tie, die vor allem darin beste-
hen, daß auf eine völlige Ver-
gleichbarkeit und damit auf eine
absolute Gerechtigkeit verzich-
tet werden muß. Die neue
Handhabung führt z. B.dazu,
daß auch unterschiedlich ausge-
bildete Akademiker (z. B. Ärzte)
trotz dieser Unterschiedlichkeit
ihren Beruf in allen EG-Län-
dern ausüben können.

Das neue Verfahren bemüht
sich praktisch um die „Quadra-
tur des Kreises", indem es ver-
sucht, in Europa die Einheit
gleichzeitig mit der Vielfalt zu
verwirklichen. Das Motto heißt:
Der Reichtum Europas liegt in
seiner Vielfalt und die Einheit
Europas muß in seiner Vielfalt
verwirklicht werden.

'' ljjür die Praxis der Politik wird
dadurch eines sichtbar: Wir
müssen Abschied nehmen vom
traditionellen Begriff der völli-
gen Einheit. Diese Form einer
„echten Einheit" wird es weder
im vereinten Europa noch im
vereinten Deutschland - zumin-
dest kurzfristig - geben. Trotz
Einheit und trotz EG-Binnen-
markt wird es im zukünftigen
EG-Europa erhebliche Diffe-
renzen und Unterschiede geben,
auch wenn gemeinsame Parla-
mente und Regierungen gebil-
det werden.

Bereits heute sind typische
Konsequenzen der Verwirkli-
chung des großen EG-Marktes
sichtbar:

Die Verbraucher werden eine
erheblich verbreiterte Produkt-
und Leistungspalette nachfra-
gen und damit entsprechende
Anpassungsmöglichkeiten für
das mittelständische Angebot

auslösen. Der Kunde, der im
Ausland andere und neue Dinge
sieht, wird diese auch zu Hause
nachfragen. Gleichzeitig wird
die alte Erfahrung, wonach sich
stets und überall Qualität - ver-
standen als Preis-Leistungsver-
hältnis - durchsetzt, auch im
großen Binnenmarkt ihre Gül-
tigkeit behalten. Hinzu kommt,
daß die Nachfrage im großen
Europa auch in Zukunft lands-
mannschaftlich, mentalitätsmä-
ßig und regional unterschiedlich
bleiben wird. Den EG-weiten
Einheitsverbrauchern wird es
genauso wenig geben, wie den
Einheitsbürger, Individualität
und Eingehen auf Kundenwün-
sche bleiben Voraussetzung für
erfolgreiches Verkaufen. Insge-
samt kann man ein zusätzliches
Wachstum von jährlich minde-
stens 1% erwarten.

ECU - zu rechnen. Nachhaltig
vertritt die CSU den Stand-
punkt, daß eine gemeinsame
Währung erst unter der Voraus-
setzung einer gleichwertigen
Stabilität mit der D-Mark ver-
antwortbar wäre.

• Umweltschutzregeiungen

Nachdem das europäische Be-
wußtsein in Sachen Umwelt lei-
der immer noch unterschiedlich
ausgeprägt ist, bleibt das EG-
Vorgehen dadurch gekenn-
zeichnet, daß zunächst nur ge-
meinsame Umweltmindeststan-
dards verabschiedet werden.
Die Nationalstaaten können da-
von durch höherwertige Um-
weltvorschriften (nach oben)
abweichen. Langfristiges Ziel
der EG müssen gemeinsame
Normen auf Höchstniveau sein.

Was drüben sehr viel teurer ist
Preise in der DDR in Prozent
der Preise in der BR Deutschland

Was drüben sehr viel billiger ist

Die Verwirklichung des
Binnenmarktes in zentralen
Teilaspekten

• Gemeinsame europäische
Währung

Naturgemäß wird die deut-
sche Währungsunion zeitlich er-
heblich vor der Verwirklichung
der europäischen Währungs-
union liegen. Nach dem be-
rühmten Plan des EG-Kommis-
sionspräsidenten Jacques De-
lors besteht für die EG ein Drei-
stufenplan, der nach einer Koor-
dinierung der Währungspolitik
zwischen den EG-Staaten in den
weiteren Stufen eine zuneh-
mend engere wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und als Krönung
eine gemeinsame Währung vor-
sieht. In der Zwischenzeit ist
sicher mit einer Phase der Ver-
wendung von mehreren Wäh-
rungen - Einführung einer euro-
päischen Parallel-Währung

• Sozialregelungen

In der verabschiedeten Sozial-
Charta der EG wurden ebenfalls
„nur" gemeinsame Mindeststan-
dards zum Schutz sozialer
Rechte EG-weit verabschiedet.
Auch hier „dürfen" die Natio-
nalstaaten höherwertige Vor-
schriften für ihren Verantwor-
tungsbereich festlegen, was zu
einer Verteuerung etwa des
Standorts Deutschland führen
kann.

• Harmonisierung der Steuern

Nachdem auf diesem Sektor
nach wie vor das Einstimmig-
keitserfordernis im EG-Mini-
sterrat besteht, muß davon aus-
gegangen werden, daß die Har-
monisierung der Verbrauchs-
steuern noch geraume Zeit auf
sich warten lassen wird. Zu-
nächst sollen hierfür Mindest-
steuersätze statt Einheitssteuern
festgelegt werden. Zeitlich am
Ende steht die Annäherung der

direkten Steuern, d. h. darauf
werden wir am längsten warten
müssen.

• Gegenseitige Anerkennung
der Akademiker-Ausbildung

Im Unterschied zur berufli-
chen Ausbildung wurde im Be-
reich der Akademiker bereits
die EG-weite gegenseitige An-
erkennung der Abschlußzeug-
nisse beschlossen. Dies führt
praktisch zur Freizügigkeit der
Akademiker im EG-Europa,
wobei allerdings bei bestimmten
Berufen (z. B. Steuerberater)
spezifische Eingangslehrgänge
bzw. Vorprüfungen national
vorgeschrieben werden kön-
nen. . .

. . . Schlußbemerkung

Wir müssen uns darüber im
klaren sein, daß die Eingliede-
rung der DDR-Wirtschaft in den
EG-Binnenmarkt von den au-
ßereuropäischen Nachbarn als
Testfall für die Möglichkeiten
einer generellen Umwandlung
auch der anderen verrotteten
Länder des real existierenden
Sozialismus zur sozialen Markt-
wirtschaft gesehen und gewertet
wird. In Osteuropa und Ruß-
land wird der Erfolg des „Expe-
rimentes" dahingehend inter-
pretiert werden, ob gegebenen-
falls weitere Länder Osteuropas
oder sogar die Sowjet-Union
selbst eine Annäherung an die
Europäische Gemeinschaft an-
streben sollen.

Gegenüber solchen langfristi-
gen Entwicklungen muß bereits
heute zum Ausdruck kommen,
daß das feingliedrige und -ner-
vige System der Europäischen
Gemeinschaft eine überdimen-
sionale Erweiterung nicht aus-
hallen würde. Hinsichtlich der
weiteren wirtschaftlichen und
politischen Gestaltung des
„Hauses Europa", sollten wir
deshalb die polilische Union auf
die zwölf EG-Staalen, allenfalls
um einige EFTA-Länder erwei-
tert, beschränken. Wirtschaft-
lich wäre vorstellbar, daß um
eine „Kern-EG" herum ein Netz
von Assoziationsverträgen für
die europäischen Nachbarn ge-
knüpft wird, so daß für ganz
Europa ein großer binnenmarkt
ähnlicher europäischer Wirt-
schaftsraum (EWR) entstehen
könnte.

Anm.:
Dr. Ingo Friedrich, MdEP, ist Parla-
mentarischer Geschäftsführer der
CSU im Europäischen Parlament.
Außerdem ist er Bezirksvorsitzen-
der des EAK-Mittelfranken.
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Ökumene - Wohin?
Ernst Zuther

Die Weltversammlung des
durch den Ökumenischen Rat
der Kirchen im März d. J. nach
Seoul berufenen Konziliaren
Prozesses hat sich als Fehlschlag
erwiesen. Sie ist kein Schritt zur
Einheit der Christen gewesen, -
sie hat vielmehr demonstriert,
welche Probleme und Gefahren
in Wirklichkeit noch in dieser
Einheit liegen.

Es ist allerdings kein Glau-
bensstreit gewesen, der die Kon-
ferenz bis an den Rand der Auf-
lösung gebracht hat, sondern
eine Konfrontation ganz ande-
rer Art. C. F. v. Weizsäcker hat
beobachtet, daß das beherr-
schende Thema der Konferenz
„der unstillbare Zorn des Sü-
dens der Menschheit über die
ökonomische Diktatur des Nor-
dens" gewesen ist: Es ist nicht
um Ökumene gegangen, son-
dern um Ökonomie.

Nun ist unbestritten, daß die
Armut und das Elend eines gro-
ßen Teils der Weltbevölkerung
zum Himmel schreien. Ebenso
wie die Verhinderung von Krie-
gen und Umweltkatastrophen
ist auch ein sozialer Ausgleich
zwischen Nord und Süd eine
Voraussetzung unseres globalen
Überlebens. Es versteht sich
auch von selbst, daß die Kirchen
dazu einen ethischen und, - so-
weit sie dazu in der Lage sind -,
auch materiellen Beitrag zu lei-
sten haben.

Anspruch auf Gleichheit aller

Aber der Konziliare Prozeß
leistet diesen Beitrag gerade
nicht. Er läßt sowohl die Sach-
kompetenz wie auch die politi-
sche Durchsetzungskraft ver-
missen, die eine so ungeheure
Aufgabe wie die Behebung der
Weltarmut erfordert. Das ist
kein Vorwurf, denn auch der
beste Sachverstand würde das
Ziel nur schrittweise und wahr-
scheinlich nur teilweise errei-
chen können, selbst wenn ihm
die nötigen politischen Macht-
mittel zur Hand wären. Vorzu-
werfen ist dem Konziliaren Pro-
zeß aber, daß er diese Schwierig-
keiten nicht sieht, sondern nicht
mehr und nicht weniger als eine
perfekte Welt fordert, „in der
alle Menschen das gleiche Recht
auf Leben in all seiner Fülle

haben". Es ist der Anspruch auf
die Gleichheit aller, auf die
Überwindung aller Konflikte,
auf eine Zeit, in der „es keine
Wunde, keine Feindschaft und
keine Sündhaftigkeit mehr"
gibt.

In diesem Satz begegnen sie
sich: das weltgesellschaftliche
Problem und die religiös-utopi-
sche Antwort. Damit stellen sich
auch die Fragen, ob und wieweit
diese Antwort christlich ist, -
wie es zu dem Eklat in Seoul
kommen konnte, wo Einheit de-
monstriert werden sollte und
Zwiespalt offenbar geworden
ist, - und wie der zukünftige
Weg der Ökumene wohl ausse-
hen wird. Denn es geht nicht
mehr um diese Weltversamm-
lung, es geht um das Schicksal
der Ökumene angesichts der Er-
kenntnisse, die der Konziliare
Prozeß vermittelt hat.

wirtschaftliche und politische
Forderungen in den Rang reli-
giöser Bekenntnisse erhebt,
kann die Einheit der Christen
nur gehemmt werden, weil die
Einheit im Glauben nicht mehr
genügt, sondern auch die Einig-
keit in der Beurteilung aller
Weltprobleme vorausgesetzt ist.

Theologische Aussagen
der Texte

Liest man die theologischen
Aussagen in den Texten von
Seoul und der vorangehenden
Versammlungen, so stößt man
auf ein neues religiöses Weltver-
ständnis, das mit dem biblischen
nicht mehr viel gemeinsam hat.

Die konziliare Theologie ver-
wendet grundlegende biblische
Begriffe überhaupt nicht mehr
oder nur als diffuse, umdeutbare
Chiffren. Dazu gehören z. B.

Als erstes wird man sagen
müssen: Seoul ist die Quittung
für die Theologie, der der Welt-
kirchenrat sich seit Jahrzehnten
mehr und mehr verschrieben
hat.

Diese Theologie ist eine Ver-
bindung von Befreiungs- und
modernen Schöpfungstheolo-
gien mit feministischen Forde-
rungen. Allen gemeinsam ist,
daß sie von ihren Ansatzpunk-
ten her die Tendenz haben, die
christliche Botschaft zu säkulari-
sieren und damit zu politisieren.
Exempel solcher Profanierung
sind in Seoul u. a. die Erklärung
der Schöpfung zum Sakrament
und die Behauptung gewesen,
die Wiederaufforstung abge-
holzter Wälder sei als „Akt zeit-
gemäßer Nachfolge" Christi zu
werten. Mit einer Theologie, die

die biblische Rechtfertigung des
Sünders vor Gott, der persönli-
che Glaube an Jesus Christus
und dessen Bedeutung für ein
persönliches Heil, die - absolute
- Wahrheit des Wortes Gottes
ebenso wie die Auferstehung
der Toten. Eine wesentliche Di-
mension der christlichen Bot-
schaft, - alles, was über Diessei-
tigkeit und Innerweltlichkeit
hinausgeht -, ist faktisch elimi-
niert zugunsten säkularer Ziel-
setzungen.

Damit ändert sich auch die
Gottesvorstellung. In den Gren-
zen von irdischem Frieden, irdi-
scher Gerechtigkeit und der Be-
wahrung dieser Schöpfung kann
auch Gott nur noch als eine
säkulare Größe, als ein Stück
Welt erfahren werden, - nicht
mehr als der Heilige, - als der,

mit dem man rechnen muß und
doch nicht ,rechnen' darf. Die
Theologie des Konziliaren Pro-
zesses aber macht Gott zum Ga-
ranten menschlicher Existenz
und irdischer Wohlfahrt. Sie re-
duziert ihn auf den ethischen
Hintergrund menschlicher
Überlebensstrategien und ver-
wandelt ihn damit in ein Phäno-
men von säkularer Rationalität.

Man spürt das schon an der
Art und Weise, wie diese Texte
von Gott reden. Denn sie be-
schreiben einen durch seine
Verheißungen verfügbaren
Gott, weil sie den Sinn und ̂
Auslegung dieser Verheißung
durch das menschliche Bedürf-
nis und Interesse bestimmen.
Exemplarisch dafür ist die Form
der ,Bundesschlüsse'. Während
nach biblischem Verständnis der
,Bund' eine Verfügung ist, die
Gott seinem Volk, also dem
Menschen, auferlegt, sind die
,Bundesschlüsse' des Konzilia-
ren Prozesses Verfügungen ei-
ner menschlichen Versamm-
lung, für die sie Gott in An-
spruch nimmt, - um dann mit
der Autorität Gottes von allen
anderen Gehorsam gegen die-
sen von ihr selbst erstellten Ka-
talog zu verlangen.

Nach solchen Vorentschei-
dungen müssen auch die Sünde
und damit das Wesen des Men-
schen, das Werk und die Li0^-;
Christi und die Herrschaft l
tes zu ganz anderen Begriffen
werden. Für die konziliare
Theologie sind nicht alle Men-
schen Sünder, - wenigstens
nicht grundsätzlich vor Gott
gleiche Sünder, sondern sie un-
terscheidet zwischen Unter-
drückten und Unterdrückern,
Ausgebeuteten und Ausbeu-
tern, gerechten Armen und un-
gerechten Kapitalisten. Recht
und Unrecht werden in entschei-
dender Weise gesellschaftlich
und politisch definiert. Die
Sünde besteht in den Verhältnis-
sen, - eine Umkehrung der bi-
blischen Erkenntnis, daß das
menschliche Elend eine Folge
der Sünde ist. Dann aber gehört
die Sünde nicht länger zum We-
sen des Menschen.

Angesichts eines solchen Sün-
denbegriffs ist es nur konse-
quent, daß die Liebe Christi sich
nicht in gleicher Weise allen zu-
wendet, sondern exklusiv den
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Armen. Die biblische Darstel-
lung Jesu als eines Freundes der
Sünder, - aller Sünder -, ist
damit allerdings verworfen: Je-
sus ist nicht für die Opfer der
Sünde gestorben, sondern für
die Opfer der Sünder, - was
schon beinahe soviel heißt wie,
,gegen die Sünder'. Sein Tod
war Protest, nicht Versöhnung.
Die Liebe Gottes ist zu einer
parteiischen Zuwendung gewor-
den.

Die eschatologische biblische
Verheißung eines von Gott ge-
schaffenen ,neuen Himmels und
einer neuen Erde' wird ersetzt
durch die Vision einer von Men-
schen geschaffenen gerechten
Gesellschaft auf dieser Erde, um
deren Wesen und Werden der
Konziliare Prozeß weiß.

"im Ergebnis muß man urtei-
len, daß der Gott des Konzilia-
ren Prozesses ein einfacher Gott
ist, - in mehr als einer Hinsicht.
Sein Weltregiment, seine ,provi-
dentia', die so vielen Christen
bisher zu schaffen gemacht hat,
ist kein Problem mehr: Gottes
Heilshandeln und das Programm
des Konziliaren Prozesses sind
identisch. Eine Anfechtung
durch ein unverständliches Han-
deln oder Nichthandeln Gottes,
- wie bei einem Hiob oder in
Luthers Kreuzestheologie -,
kann es nicht mehr geben.

Anders gesagt: Der Konzi-
liare Prozeß lebt von der Vision
einer Welt, die von uns Men-
schen gerade noch, - nach einer
laaoen und skandalösen Vorge-
\, .ithte der Menschheit und

zweitausend Jahre nach Christus
-, in Ordnung gebracht wird.
Das Heil in Christus erscheint
endlich - in der gesellschaftlich-
politischen Neuordnung der
Erde. Ob angesichts geschichtli-
cher Erfahrungen und solchen
mit der menschlichen Natur
wirklicher Frieden und wahre
Gerechtigkeit möglich sind, -
ob dies Programm an Grenzen
stoßen muß und gegebenenfalls
an welche, darüber wird nicht
reflektiert.

' Wieder anders gesagt: Angel-
punkt der konziliaren Theologie
ist der Mensch, nicht Gott, - die
Schöpfung, nicht der Schöpfer.
Das ist die theologische Brücke
zum Marxismus.

Solche Verkehrungen bibli-
scher Aussagen sind die Konse-
quenz der strikten Absage des
Weltkirchenrats an die reforma-
torische Lehre von den zwei Re-

gierweisen Gottes. Denn mit der
würden solche unbiblischen
Identifizierungen vermieden
und Raum für ein politisches
Handeln gewonnen werden, das
zwar auch unter Gottes Geboten
steht, sich aber nicht verpflichtet
fühlen muß, Verheißungen, die
dem Glauben gegeben sind, in
einer Welt des Unglaubens zu
realisieren.

Am Streit über die Welt-
wirtschaft gescheitert

Ein abschließendes Urteil
über Seoul wird als erstes fest-
stellen müssen, daß die Konfe-
renz nicht aus theologischen
Gründen gescheitert ist, son-
dern am Streit über die Weltge-
sellschaft und die Weltwirt-
schaftssysteme. Damit aber ist
es eine neue, eine andere Öku-
mene, die in Seoul agiert hat.
Nämlich eine, die nicht mehr
durch die biblische Botschaft zu-
sammengehalten wird, sondern
sich an wirtschaftlichen und po-
litischen Interessen orientiert.
In dieser neuen Ökumene, de-
ren Entwicklung durch das klas-
sische christliche Bekenntnis
eher gehemmt als gefördert
wird, tritt die biblische Erkennt-
nis, daß in keinem anderen Heil
ist als in Jesus Christus, - also
der Absolutheitsanspruch des
Evangeliums -, zurück hinter
dem Heilsplan einer gerechten
Weltgesellschaft.

Damit aber sind die Verfas-
sung des Weltkirchenrats und
ihr einleitender Satz außer Kraft
gesetzt, die Ökumene sei „eine
Gemeinschaft von Kirchen, die
den Herrn Jesus Christus gemäß
der heiligen Schrift als Gott und
Heiland anerkennen".

Es stellt sich auch sogleich die
Frage, ob eine neue, übergrei-
fende ,Ökumene' - das Fernziel
ist ja längst proklamiert: Ein
Konzil aller Weltreligionen -,
nicht die bisherige christliche
zerstören muß, - und zwar ohne
jede Garantie, daß eine interre-
ligiöse Weltkonferenz die er-
sehnte Einheit aller Menschen
bei der Bewältigung der Welt-
probleme wirklich zustande
bringt.

Die konziliare Bewegung ist
ohnehin in einer Krise ihres
Selbstverständnisses. Schon die
Befreiungstheologien hatten
weitgehend marxistische Analy-
sen und Forderungen übernom-
men. Die Abhängigkeit vom
Marxismus wird auch offen be-
kannt. Damit aber war dem
Kommunismus nicht nur ein

Existenzrecht, sondern eine Exi-
stenznotwendigkeit bescheinigt,
die jeder echten Kritik an seiner
Praxis - einschließlich seiner Re-
ligionspolitik - im Wege stand.

In den Monaten vor Seoul hat
sich jedoch der offensichtliche
Zusammenbruch der sozialisti-
schen Systeme vollzogen. Damit
war ein doppelter Schock für den
Weltkirchenrat verbunden, denn
nach dem Scheitern des Marxis-
mus in der sozialen Praxis kann
auch seine Eignung für die soziale
Theorie nicht mehr behauptet
werden. Auf den Schock dieser
Erkenntnis hat die Versammlung
in Seoul damit reagiert, daß sie
einmal die Abschaffung auch der
- stets Kapitalismus' genannten
- Marktwirtschaft fordert und
daß sie zum ändern zugeben
muß, von der neuen Weltord-
nung, auf die sie sich verpflichtet
hat, derzeit keine rechte Vorstel-
lung zu haben.

Es ist allerdings nicht zu er-
warten, daß der Konziliare Pro-
zeß seine Parteinahme für eine
sozialistische Gesellschaft auf-
gibt. Er sieht im Sozialismus ja
nicht so sehr ein zweckmäßiges,
produktives Wirtschaftssystem,
sondern vor allem eine gerechte,
sinnstiftende Lebensform, - ein
Heilserlebnis. Darin liegt eine
Versuchung für alle Kirchen und
jeden Christen: Der Marxismus
ist die einzige exakte Theorie
einer konfliktlosen und gerech-
ten Welt. Sie ist - ungeachtet
ihres Fiaskos - für alle unent-
behrlich, die das ,Reich Gottes'
auf Erden haben wollen, - jetzt
und hier.

Politscher Konfrontationskurs

Die Theologie der Befrei-
ung, die im wesentlichen auch
die des Konziliaren Prozesses
ist, hat durch die Übernahme
marxistischer Dogmen den Cha-
rakter einer Ideologie angenom-
men. Die aggressiven Neigun-
gen dieser Ideologie haben ihren
Grund in einem Gefühl morali-
scher Überlegenheit. Mit dem
ist auch künftig zu rechnen, so-
lange die eigene Utopie noch
nicht den Zwängen und Hilflo-
sigkeiten realer Weltbewälti-
gung ausgesetzt wird. Außer-
dem erzeugt die Selbstidentifi-
zierung mit den Armen als der
heilsgeschichtlichen Elite ein
Erwählungsbewußtsein, das
wiederum auf politische Mei-
nungsführerschaft drängt.
Deshalb ist zu befürchten, daß
der Konziliare Prozeß nicht dem
Frieden einen Dienst tut, sondern
einer politischen Konfrontation

im Weltmaßstab Vorschub lei-
stet, wenn er weiterhin der Ver-
suchung nachgibt, die weltge-
sellschaftlichen Probleme zwi-
schen Nord und Süd marxistisch
zu ideologisieren. Ein Beispiel
für solche Versuchungen ist die
pauschale Verdächtigung der
kapitalistischen' Länder, Ar-
mut und Hunger in der Dritten
Welt planmäßig zu erzeugen
oder zu erhalten. Damit wird
ein gerechter Ausgleich er-
schwert, denn der Partner ist
zum Feindbild geworden. Auch
der Zusammenhalt in der ök-
umenischen Bewegung selbst ist
einer auf die Dauer unerträgli-
chen Belastung ausgesetzt,
wenn die Kirchen des Nordens
der „Komplizenschaft mit unge-
rechten Wirtschaftssystemen"
bezichtigt werden.

Verhängnisvoll - sowohl für
den Weltfrieden wie für die
Christenheit - würde es sich aus-
wirken, wenn es nicht gelingen
sollte, eine endgültige Absage
an jede Form von Gewalt als
einer christlichen Möglichkeit
durchzusetzen. Eine verbale
Verwerfung der Gewalt, die
Forderung einer „Kultur der
Gewaltlosigkeit" können nicht
überzeugen, solange es in den
Texten von Seoul von Aufrufen
zum „Widerstand", zur „Wider-
setzung", zum „Zorn", zur
„Auflehnung" und zum Bündnis
mit revolutionären Organisatio-
nen nur so wimmelt, - ohne
jeden Versuch einer Differen-
zierung.

Die Theologie des Konzilia-
ren Prozesses ist in der Christen-
heit nicht konsensfähig. Die ka-
tholische Kirche kann sich durch
das Ergebnis von Seoul in ihrer
Vorsicht nur bestätigt fühlen.
Möglicherweise hat die Krisis
des Konziliaren Prozesses die
Meinungsverschiedenheiten
über den ökumenischen Kurs in
Rom für längere Zeit entschie-
den - und zwar im Sinn eines
noch größeren Mißtrauens ge-
genüber dem Weltkirchenrat.
Auch in dieser Hinsicht hat der
Konziliare Prozeß nicht zu einer
Stärkung der christlichen Ein-
heit geführt, sondern sie zusätz-
lich belastet. Auch das Verhält-
nis von Protestanten und Katho-
liken in der Bundesrepublik
wird unter diesem Rückschlag
zu leiden haben. Sind es doch
vor allem die deutschen Prote-
stanten gewesen, - nicht zuletzt
in der DDR -, die den Konzilia-
ren Prozeß nachdrücklich und
meistens kritiklos unterstützt
haben.
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Protestantische Profile
von Hedda Meseke
In der heutigen Ausgabe nimmt
Dr. Hedda Meseke, Staatsse-
kretärin beim Niedersächsi-
schen Minister für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten, in
einer sehr persönlichen Weise
Stellung zur Deutschen Frage.

Die historischen Entwicklun-
gen, die in der 2. Jahreshälfte
1989 deutlich wurden und im-
mer mehr Realität gewinnen,
sind in der Gesamtheit ihrer
Auswirkungen noch nicht zu er-
fassen. Aber eines ist sicher, sie
haben nicht nur eine politische
und wirtschaftliche Seite, son-
dern sie haben auch zutiefst
menschliche, damit auch reli-
giöse und kirchliche Aspekte.

Fortsetzung von Seite 9

Es ist auch die Frage, ob selbst
Mitgliedskirchen des ökumeni-
schen Rates in den Industriena-
tionen die illuusionären und
ideologischen Tendenzen des
Konziliaren Prozesses auf die
Dauer mittragen können, ohne
in der Öffentlichkeit Schaden
an ihrer Glaubwürdigkeit zu
nehmen.

Glaubwürdigkeit

Es ist zweifellos damit zu
rechnen, daß der Konziliare
Prozeß durch den Weltkirchen-
rat weitergeführt wird. Einen
entsprechenden Appell hat die
Versammlung in Seoul an den
Ökumenischen Rat gerichtet.
Es ist auch damit zu rechnen,
daß er im gleichen Geist und mit
denselben Tendenzen weiterge-
führt wird wie bisher. Auch das
Bestreben des Weltkirchenrats,
auf seine Mitgliedskirchen
durch den Konziliaren Prozeß
Einfluß auszuüben, - direkt
oder über Basisgruppen -, wird
sich noch verstärken. Die Öku-
mene wird immer mehr zu ei-
nem weltweiten Faktor der Poli-
tisierung des Evangeliums.

Anm.:
(Durch „..." gekennnzeichnete Zi-
tate sind entnommen der epd-Doku-
mentation 16/90 vom
2. 4. 90)

Der Autor ist evangelischer Pfarrer
im Ruhestand aus Oberhaching bei
München. Er beschäftigt sich seit
längerer Zeit mit dem Thema „Kon-
ziliarer Prozeß". Seinen Beitrag
möchten wir unseren Lesern zur
Diskussion stellen.

Nach der Analyse eines be-
kannten Journalisten aus Han-
nover versteckt sich hinter der
Haltung zur deutschen Einheit
ein tiefgehender Generations-
konflikt. Für ihn, (den Journali-
sten, Anm. d. Red.), und ich
mache mir Teile dieser Beob-
achtung zueigen, ist für Ältere,
etwa bis zum Jahrgang 1935 die

serer Bevölkerung geglaubt hat,
daß sie - zumindest für diese
Generation - unabänderlich sei.

Diese Analyse ist interessant,
wenn man manche politische
Konstellationen ansieht. Aber
warum weise ich hier auf sie hin.
In meinen Augen ist dies eine
Analyse, die rein auf gesell-

Staatssekretärin Dr. Hedda Meseke, seit März 1990 stellvertretende Bundes-
vorsitzende des EAK der CDU/CSU.

Deutsche Einheit immer noch
ein Thema mit echten - nicht
nationalistischen - Emotionen,
mit denen sie umzugehen verste-
hen und die ihnen die Kraft
geben, die jetzigen Ereignisse
nicht nur als politische Entwick-
lung und im negativen Sinne als
Rechenexempel zu sehen.

Die Jüngeren aber haben
überwiegend ein inneres Nicht-
verhältnis zur Einheit im emo-
tional gewachsenen Sinne. Sie
sind in die Wohlstandsgesell-
schaft hineingeboren, haben u.
U. in den Jahren der Studenten-
revolte die Opposition geprobt
gegen das, was sie an Verkru-
stungen im gesellschaftlichen
Leben nicht annehmen wollten
und konnten. Man findet sie
heute in allen gesellschaftlichen
Kreisen, mehr jedoch in den
Reihen der SPD. Ihnen und ih-
ren noch jüngeren Nachfolgern
ist eines gemeinsam, daß sie die
Teilung Deutschlands als ein
Faktum erlebt haben, von dem
die überwiegende Mehrheit un-

schaftliche Verhältnisse in der
Bundesrepublik abstellt und die
sich in einer Zwischengenera-
tion nicht wiederfindet, von der
sich nicht wenige hier in der
Bundesrepublik im politischen
Leben befinden.

Ich meine die Gruppe, die
ihre Kindheit zum Teil im Krieg
und zum Teil in der sich im
Aufbau befindlichen DDR ver-
bracht haben und dann teils,
weil sie nach dem Abitur nicht
studieren durften, oder aus an-
deren Gründen bis zum Bau der
Mauer in die Bundesrepublik
kamen. Für diese Generation,
und ich zähle mich dazu, gibt es
diese Verwerfung nicht, es gibt
eine emotionale Bindung an die
deutsche Frage, es gibt aber
auch ein besonderes Vehältnis
zu Politik und Religion. Wenn
ich die für mich prägende For-
mel finden soll, so ist es: „Ein'
feste Burg ist unser Gott". Hat
nicht letztlich die politische Ent-
wicklung in der DDR bewiesen,
daß diese Burg nicht nur Zu-

fluchtsstätte des Geistes, son-
dern auch körperlichen und po-
litischen Schutz bedeuten kann.

Ich komme zu einem anderen
Thema, das zeitlich mit dem
vorigen zusammenhängt und
das jetzt für die Christlich-De-
mokratische Union eine neue
Dimension gewinnt. Als ich
1954 in die Bundesrepublik
kam, habe ich die Sicht eines
Kindes „von drüben" erst lang-
sam ablegen müssen und zu-
gleich die politische Entwick-
lung in einem zusammenwach-
senden Land wie Niedersachsen
beobachten können. Es "5- 'ß
daran erinnert werden, da,.A*ur
einen nicht unerheblichen Teil
der protestantischen Christen in
Niedersachsen lange Zeit in den
50er Jahren die CDU nicht
wählbar war. Mein Vater, der
uns Kindern in offenen Diskus-
sionen diese Überlegungen vor-
stellte, gehörte dazu. Wir haben
es unvergessenen Männern wie
Herrmann Ehlers, aber auch un-
ter den heute noch politisch Tä-
tigen wie Wilfried Hasselrhann
oder kürzlich ausgeschiedenen
wie Gerd Glup zu verdanken,
daß dies auch in einem prote-
stantisch geprägten Land anders
geworden ist.

Die Gegensätze zwischen
evangelischen und katholischen
Christen in der CDU bestehen
zum größten Teil nicht tr^hr.
Aber dieses Verhältnis s? ." nt
mir wie ein Teil einer zwischen-
menschlichen Beziehung zu
sein. Es ist nicht statisch, son-
dern es muß durch ständige
Überprüfung an den gemeinsa-
men christlichen Grundwerten
gefestigt und fortentwickelt wer-
den. Die Notwendigkeit dieses
Prozesses ist unumgänglich,
denn dieser dauerhafte Prozeß
beeinflußt nicht nur das Verhält-
nis der Christlich-Demokrati-
schen Union zu den Kirchen
und insbesondere zur evangeli-
schen Kirche. Dieser Prozeß be-
kommt eine neue Dimension
mit der Einheit Deutschlands.
Die politische, kirchliche und
menschliche Arbeit, die es hier
neu zu leisten gilt, ist mindestens
so schwierig, wie die der 50er
Jahre in Niedersachsen. Wir
sollten diese Aufgabe nicht nur
als zentrale Aufgabe des Evan-
gelischen Arbeitskreises, son-
dern der gesamten CDU anse-
hen.
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Zuwendung zum ganzen Menschen
im Horizont des christlichen Glaubens
Burkhard Budde

Wer ein Abzeichen trägt, will
sich zu etwas oder zu jemandem
bekennen. Vielleicht zu einem
bestimmten Programm, zu einer
Person oder einer Gemein-
schaft. Ein „aufdringliches" und
„besserwisserisches" Abzeichen
schreckt die Mitmenschen ab,
ein „liebevolles" und „verständ-
nisvolles" lädt zum Gespräch
ein. Wichtig ist die Glaubwür-
digkeit. „Etikettenschwindel"
wird schnell entlarvt und der
Fragwürdigkeit preisgegeben.
f»-~ derjenige, der selbst über-
ä x ,jt ist, wozu er sich bekennt,
überzeugt.

Das Abzeichen der Christen
ist die Liebe. Sie wird sichtbar
im Gottesdienst. Er ist das Herz-
stück des Christenlebens. Hier
kommen die Christen zusam-
men, um gemeinsam Gott zu
danken und zu loben und sich
von ihm für die Woche stärken
zu lassen. Gottes Liebe lädt ein
zum gemeinsamen Hören auf
die biblische Botschaft, die
durch ihre Orientierungskraft
auf den Alltag ausstrahlt. Nicht
wir dienen Gott, wenn wir am
Gottesdienst teilnehmen. Er
dient vielmehr uns, indem er
uns die Ohren, Augen und Her-
zen für seine gute und frohma-
C^ 3de Nachricht und seinen lie-
b' /*Jen Geist öffnet. Gerade da-
durch werden wir auch offen für
uns selbst und unsere Mitmen-
schen.

Sicherlich, durch lebensferne
Predigten, schlechten „pastora-
len Stil", Vorurteile und Eintö-
nigkeit kann diese Liebe ver-
schüttet werden. Aber dann ist
die gesamte christliche Ge-
meinde herausgefordert, ihre
Verantwortung für den Gottes-
dienst zu erkennen und durch
Gespräche und konkrete Dien-
ste konstruktiv wahrzunehmen.
Diese Verantwortung tragen
auch die Mitarbeiter. Wenn an-
dererseits z.B. hauptamtliche
Mitarbeiter der Kirche und der
Diakonie die Verantwortung
und die Chancen fast nie entdek-
ken, die für sie selbst und für
andere in der regelmäßigen Teil-
nahme am Gottesdienst liegen,
kann geistliche oder seelische
Not vorherrschen und ist Hilfe-

stellung und geistliche Zurü-
stung seitens der Leitungsgre-
mien notwendig.

Prof. Freiherr Axel von Cam-
penhausen, führender Kirchen-
mann in der EKD, hat einmal
gesagt: „Niemand muß in der
Kirche arbeiten, der gewisse Re-
geln nicht einhalten will." Die-
ser Satz kann schnell mißver-
standen werden. Niemand -
auch nicht ein Hauptamtlicher -
muß am Gottesdienst teilneh-
men. Aber wer sich mit dem
Auftrag der Kirche nicht per-
sönlich identifizieren kann, muß
keinen „Etikettenschwindel"
betreiben, sondern sollte versu-
chen, für sich selbst neue Zu-
gänge zu seinem Dienstauftrag
und zur gottesdienstlichen Ge-
meinschaft zu finden.

Kirchliche Mitarbeiter sollen
nicht religiös bevormundet und
ihr Gewissen nicht „ausge-
forscht" werden. Jeder kann in
eine Glaubenskrise und in eine
„kirchliche Anfechtung" gera-
ten. Aber gerade darin verbirgt
sich auch die Chance zu christli-
chen und kirchlichen Neuanfän-
gen, wenn es zu einer ehrlichen
Auseinandersetzung und geistli-
cher Hilfestellung kommt.

Die Liebe wird sichtbar in
den Einrichtungen der Diako-
nie. Die Verkündigung der
Liebe Gottes im Gottesdienst
lädt ein zum Dienst für andere.
Das diakonische Handeln ande-
rerseits ist eine Einladung zum
Glauben an die Liebe Gottes,
die im Gottesdienst am Sonntag-
morgen und im Gottesdienst im
Alltag sichtbar werden kann. Ist
das nur eine gut-gemeinte , aber
weltfremde Theorie?

Der evangelische Christ Erhard
Eppler hat auf einer Tagung
Ende letzten Jahres kritisch an-
gemerkt: Eine anthroposophi-
sche Schule sei tatsächlich eine
staatliche Schule. Eine evangeli-
sche Schule oder ein evangeli-
sches Krankenhaus würden sich
hingegen kaum von entspre-
chenden staatlichen Institutio-
nen unterscheiden. Er fragte:
„Warum hat unser Glaube eine
so seltsam geringe Prägekraft?"
Der Bochumer Theologiepro-
fessor und Sozialethiker Günter
Brakelmann bezeichnete deshalb
die flächendeckende Diakonie
der Kirche als immer fragwürdi-
ger. Stattdessen schlug er vor,
beispielhafte kirchliche Projekte
anzustreben, von denen die Welt
etwas lernen könne.
Kirche solle mit Konsequenz
Kirche sein.

Haben Eppler und Brakelmann
übertrieben? Die Lust an allge-
meiner Kritik kann die Verant-
wortlichen wachrütteln, aber die
Last der Differenzierung kann
ihnen niemand abnehmen. Es
gibt auch viele positive Bei-
spiele, die deutlich machen, daß
Kirche und Diakonie nicht aus-
einanderfallen müssen. Viele
hauptamtliche Mitarbeiter sind
nicht nur fachlich qualifiziert,
sondern kennen auch die geistli-
chen und gemeindlichen Quel-

si>
al

H

len und Wurzeln ihres Auftra-
ges. Viele sind im Glauben und
in der Gemeinde verwurzelt und
tragen so zu einem christlichen
und kirchlichen Profil diakoni-
scher Einrichtungen bei.

Wo allerdings kirchliche Ein-
richtungen sich von nichtkirchli-
chen nicht mehr unterscheiden,
und die Dienste austauschbar
werden, ist Neubesinnung ge-
fragt. Das diakonische Abzeichen
darf nicht zur „leeren Formel"
werden. Es bedeutet freiwillige
Selbstverpflichtung und ist ein po-
sitiver Anspruch, mit den Men-
schen im Sinne Jesu umzugehen.
Es ist auch eine große Hilfe, von
einer Gemeinde im Gebet mitge-
tragen zu werden. Die Zuwen-
dung zum ganzen Menschen im
Horizont des christlichen Glau-
bens und der christlichen Ge-
meinde ist nie Luxus, sondern
Lebenshilfe für einen selbst und
den Hilfesuchenden.
Die Liebe wird sichtbar im Leben.
Die Liebe Christi kann Menschen
erneuern und versöhnen. Wo im
Namen Jesu Vergebungsbereit-
schaft ist und Menschen miteinan-
der - bei allen Unterschieden -
Lösungen ihrer Konflikte und ge-
meinsame Neuanfänge suchen, da
ist der Geist der Liebe am Werk.
Dann allerdings spricht das Le-
ben so laut, daß man keine Ab-
zeichen mehr tragen muß.

KONGRESSZENTRUM KARLSRUHE
14. JUNI 1990
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Bücher
Evangelisches Kirchenlexikon
(EKL). Internationale theologi-
sche Enzyklopädie. Hrsg. von
Erwin Fahlbusch, Jan Milic
Lochman, John Mbiti, Jaroslav
Pelikan und Lukas Vischer.
Band 2 (G-K), Vandenhoeck
und Ruprecht, Göttingen 1990

Unlängst erschienen ist nun
der zweite Band des Evangeli-
schen Kirchenlexikons. Vom
Verlag Vandenhoeck und Ru-
precht eigentlich schon für 1988
angekündigt, hat sich die wei-
tere Publikation dieses von ei-
nem Kritiker als derzeit aktuell-
stes, qualifiziertestes und über-
zeugendstes gelobten theologi-
schen Lexikons doch erheblich
verzögert, nicht zuletzt, so beto-
nen die Herausgeber, wegen des
hohen internationalen und ök-
umenischen Anspruchs und we-
gen der Verpflichtung vieler
ausländischer Autoren. War das
Lexikon schon beim Erscheinen
des ersten Bandes 1986 als
„größter Wurf des Verlages seit
1945" bezeichnet worden, so
wird nun auf die noch gründ-
lichere Erarbeitung der einzel-
nen Artikel verwiesen.

Schon der gewählte Untertitel
des in dritter Auflage völlig neu
konzipierten EKL, Internatio-
nale theologische Enzyklopä-
die, zeugt von dem neuen
Selbstverständnis dieses Nach-
schlagewerkes für Theologie
und Kirche, Religion und Ge-
sellschaft, und auch vom Selbst-
bewußtsein der fünf Herausge-
ber. In den Jahren 1956 bis 1961
erschien die erste Auflage des
Evangelischen Kirchenlexikons,
damals noch mit dem Untertitel
„Kirchlich-theologisches Hand-
wörterbu£h" und etwa gleichzei-
tig mit dem katholischen „Lexi-
kon für Theologie und Kirche".
1962 erlebte es seine zweite Auf-
lage und seit 1986 die dritte. Die
Bände 3 und 4 sowie der um-
fangreiche Registerband mit
Sach- und biographischem
Index sollen nun kontinuierlich
bis 1994 erscheinen.

Die neueren theologischen
und kirchlichen Entwicklungen
und die veränderte gesellschaft-
liche Situation, mit der das Chri-
stentum konfrontiert ist und in
der das Evangelium heute neu
bezeugt werden muß, machten,
so die Herausgeber, eine grund-
legende Neufassung notwendig.

Nicht ein einziger Artikel aus
der alten Auflage wurde über-
nommen.

Neben ausführlichen Artikeln
zu theologischen Schlüsselbe-
griffen wie Heil, Jesus und
Kreuz vermittelt das EKL
grundlegende Kenntnisse und
weiterführende Hinweise auch
aus dem psychologischen, philo-
sophischen, sozialwissenschaft-
lichen, rechtlichen und kulturel-
len Bereich, zu Stichworten wie
Jugendreligionen, Gewerk-
schaften, Kriegsdienstverweige-
rung und Konservativismus.
Wegen des Reichtums an
Aspekten wird von den Heraus-
gebern exemplarisch ausdrück-
lich auf den Begriff „Kirche"
hingewiesen, der historisch,
theologisch und soziologisch
entfaltet wird, thematisiert wird
aber auch das „gegenwärtige Er-
scheinungsbild" und die heutige
Funktion der Kirche. Daß bei
aller Vielfalt auch wichtige Ter-
mini keine oder nur unzurei-
chende Berücksichtigung fin-
den, ist verständlich. So ver-
misse ich weiterführende und
ausführlichere Hinweise etwa
zur Gentechnik.

In „evangelischer Universali-
tät" will das EKL die heutige
Situation in Theologie und Kir-
che erfassen, aus der Provinzia-
lität im theologischen Denken
herausführen. Dazu gehört, daß
es dem Leser über den eigenen
kirchlichen und kulturellen
Rahmen hinaus ökumenische
Perspektiven eröffnet. Deshalb
sind Anglikaner, Katholiken,
Lutheraner, Orthodoxe, Refor-
mierte und die Freikirchen
ebenso zur Mitarbeit herangezo-
gen worden wie Vertreter säku-
laren und nichtchristlichen Den-
kens. Neben der fairen ökume-
nischen Öffnung ist auch die
internationale Ausrichtung des
EKL hervorzuheben, der etwa
in den umfassenden Länderarti-
keln Rechnung getragen wird.

Das EKL wird in Zukunft neben
den anderen klassischen Lexika
zu einem unentbehrlichen Nach-
schlagewerk für Pfarrer, Reli-
gionslehrer und kirchliche Mit-
arbeiter, aber auch für Journali-
sten und Politiker werden, für
alle, wie Karl-Alfred Odin
schreibt, die sich über Kirche,
Theologie und ihr Wirken in der
Gegenwart informieren wollen.

Johannes Heide

Wolfgang Huber (Hg.)
Protestanten in der Demokratie.
Positionen und Profile im Nach-
kriegsdeutschland, Chr. Kaiser
Verlag, München 1990

Die selbstbewußte, kritische
Loyalität gegenüber der Demo-
kratie als einer verbesserungsfä-
higen, aber auch verbesserungs-
bedürftigen Staatsform ist noch
keineswegs für alle selbstver-
ständlich geworden, die sich auf
das Erbe der Reformation beru-
fen. Es ist darum sinnvoll, ja
notwendig, die Traditionen ei-
nes selbstbewußten und kriti-
schen Protestantismus in Erin-
nerung zu behalten, die ein sol-
ches Verhältnis zur Demokratie
stärken und fördern können.

In diesem Buch zeichnen Zeit-
zeugen und jüngere Historiker
vierzig Jahre nach Entstehung
des Bonner Grundgesetzes
nach, welche Rolle profilierte
Protestanten in den Anfangsjah-
ren des westdeutschen Teilstaats
gespielt haben. Zeitzeugen be-
richten über markante prote-
stantische Gestalten der Nach-
kriegsentwicklung.

Evangelisches Kirchenamt für
die Bundeswehr (Hrsg): Zum
Frieden berufen. Lutherisches
Verlagshaus, Hannover 1989.

Militärseelsorge ist ein hartes
Geschäft. Der Pfarrer unter den
Soldaten hat es nicht leicht.
Manchmal zieht der „Wolken-
Sheriff" Bilanz.

Da sitze ich nun mit den Kom-
panie-Feldwebeln und mit den
Vertrauensleuten der Unteroffi-
ziere an einem Nachmittag zu-
sammen. Zum Erfahrungsaus-
tausch. Ich klage darüber, daß
mein Dienst im ganzen schwerer
geworden sei. Parallel zum Le-
benskundlichen Unterricht wer-
den andere Dienste angesetzt.
Nicht immer wird Rüstzeit-In-
teressenten Sonderurlaub ge-
währt. Und anderes mehr.

Aus dem beifälligen Nicken
heraus sagt auf einmal ein ver-
ständnisvoller Kompanie-Feld-
webel: „Herr Pfarrer, damit
müssen Sie sich abfinden., Sie
sind eben im Standort das fünfte
Rad am Wagen! Andere Dinge
haben Vorrang!"

Das fünfte Rad. Ich muß ge-
stehen, das hat mich ganz schön
getroffen. Habe ich mich zu
wichtig genommen? Sind die gu-
ten Gefühle des Angenommen-
sems, ist das Wissen, gebraucht
zu werden, nicht das Normale?
Sind Erfolgserlebnisse auch im
Leben eines Pfarrers die Aus-
nahme? Das fünfte Rad.

Ich habe darüber nachge-
dacht. Das fünfte Rad an mei-
nem Pkw ist das Reserverad.
Das Rad, auf das es im entschei-
denden Moment ankommt. Erst
kürzlich habe ich dafür, auf An-
raten von Freunden, einen
neuen Reifen gekauft. Das
fünfte Rad am Wagen. Es ist
ständig dabei. Still und unauffäl-
lig. Seine Aufgabe ist zunächst
das Warten. Um im entscheiden-
den Augenblick da zu sein.

Ein schönes Gefühl, auf der
Fahrt ein fünftes intaktes Rad
dabei zu haben. Dabei sein und
warten. Und bei Bedarf sich
gebrauchen lassen. So gesehen,
möchte ich gern das fünfte Rad
sein. Günther Grigoleit

(Auszug aus dem Werk »Zum
Frieden berufen« >Y

Für Politiker beten
K. Rüdiger Durth

„Beten für Bonn" hat der Par-
lamentarische Staatssekretär
Horst Waffenschmidt sein klei-
nes Taschenbuch überschrie-
ben, das in diesen Tagen er-
schienen ist und aus der Arbeit
eines christlichen Politikers be-
richtet. Seine zentrale Feststel-
lung lautet für Politiker und
Nicht-Politiker gleichermaßen:
„Wer für die politische Arbeit
betet, bewegt damit die Gegen-
wart und Zukunft unserer De-
mokratie."

Auf den ersten Blick erscheint
uns dieser Satz mehr als gewagt.
Denn das Ansehen der Polit' v'"
ist gegenwärtig nicht sehr gi^ ,*?
Und dann noch beten? Außer-
dem traut man dem Gebet, das
immer mehr aus unserem Leben
verschwindet, nicht mehr viel
zu.

Waffenschmidt leugnet nicht
die großen Versuchungen, de-
nen der Politiker ausgesetzt ist.
Und er we.iß ebenfalls um die
falschen oder fehlerhaften Ent-
scheidungen, von denen ganz
konkrete Menschen betroffen
werden. Deshalb wendet er sich
mit seiner Forderung auch an
die Politiker selbst: „Wer betet,
verbindet seine eigenen be-
grenzten Möglichkeiten mit den
unbegrenzten Möglichkeiten
Gottes".

Dies macht Mut. Gerade in
diesen aufgewühlten Tagen, in
denen die Gesellschaft fassungs-
los vor einem sinnlosen Attentat
steht und in denen weitrei-
chende Entscheidungen für die
Zukunft unseres Landes fallen.
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Kurz notiert

Südafrikanischer Kirchenrat
kritisiert Präsident de Klerk

Johannesburg. Scharfe Kritik an
den Reformvorstellungen von
Präsident Frederik Willem de
Klerk hat der Südafrikanische
Kirchenrat geübt. In einer am
Freitag, 27. April, in Johannes-
burg veröffentlichten Erklärung
heißt es, de Klerks Reformkurs
laufe auf eine Fortsetzung der
Herrschaft der weißen Minder-
heit über die schwarze Mehrheit
hinaus.

/•^.er Präsident hatte in einem
V-v ,i]sehmterview mit dem Lon-
doner „Weekend Television",
das vom südafrikanischen Fern-
sehen am vergangen Wochen-
ende in voller Länge übernom-
men wurde, gesagt, die von der
Regierung mit dem Afrikani-
schen Nationalkongreß ausge-
handelten Reformen müßten
anschließend vom Parlament
bestätigt werden. Die Konse-
quenz daraus sei, so der Kir-
chenrat, daß die Zukunft Süd-
afrikas auch weiterhin von der
weißen Minderheit und „ihren
Junior-Partnern im gegenwärti-
gen Dreikammer-Parlament-Sy-
stem entschieden wird". Der
Südafrikanische Kirchenrat plä-
diert demgegenüber für eine all-
gemeine Wahl, die auch die
Stärke der unterschiedlichen
Cr<ir>pen innerhalb der schwar-
^ J-ltevölkerung zum Ausdruck
bringt, (aus: epd)

Kirchentage in Ost und West
arbeiten zusammen

Berlin/Fulda. Der politische
Umbruch in Deutschland und
die Konsequenzen daraus für
die Kirchentagsarbeit in Ost und
West beschäftigten Mitglieder
der Präsidien des Deutschen
Evangelischen Kirchentages der
Bundesrepublik und der Evan-
gelischen Kirchentage in der
DDR bei einer Wochenendta-
gung in Kleinmachnow bei Pots-
dam. Diese Begegnungstagun-
gen finden seit Jahren regelmä-
ßig statt und dienen dem gegen-
seitigen Erfahrungsaustausch.

Für die Zukunft wird eine
größtmögliche Mitwirkung und
Beteiligung aus der DDR an der
Vorbereitung des Ruhrgebiets-
kirchentages 1991 angestrebt.

Der Kirchentag 1993 soll ge-
meinsam vorbereitet und ver-
antwortet werden. Weiterhin
soll eine paritätisch besetzte
Kommission gebildet werden,
die Vorschläge für Strukturen
entwickeln soll, in denen sich
die gemeinsame Kirchentagsar-
beit künftig vollziehen kann.

Der Pfingsttag kennt
keinen Abend, denn seine
Sonne, die Liebe, kennt
keinen Untergang.

Aus der Klosterkirche von
Marienthal, Niederrhein

Auch die Protestanten drängen
auf Europa-Initiative

Bensheim. Nach der europä-
ischen Initiative von Papst Jo-
hannes Paul II. drängen auch
die Protestanten auf ein ver-
stärktes gemeinsames Engage-
ment ihrer Kirchen in Europa.
Die Anregung zur Bildung einer
Europäischen Evangelischen
Synode gab der Leiter des Bens-
heimer Konfessionskundlichen
Instituts, Professor Reinhard
Frieling. Gerade angesichts des
„unwahrscheinlich starken En-
gagements" der römisch-katho-
lischen Kirche sei das eigenstän-
dige evangelische Zeugnis im
europäischen Einigungsprozeß
notwendig, sagte Frieling.

Der Ratsvorsitzende der
Evangelischen Kirche in
Deutschland, der West-Berliner
Bischof Martin Kruse, betont
gleichfalls, daß die Kirchen auf
die neue Situation in Europa
mit „neuen gemeinsamen Ant-
worten" reagieren müßten. In
einem Beitrag für das „Berliner
Sonntagsblatt" weist er auf die
neuen Möglichkeiten und Frei-
heiten für die Kirchen in Osteu-
ropa hin, warnt zugeich aber vor
neuen nationalen und konfessio-
nellen Rivalitäten.

Der Konfessionskundler Frie-
ling sagte weiter, die reformato-
rische „Freiheit eines Christen-
menschen" habe auch den Weg
für das Nebeneinander autono-
mer Kirchen und souveräner
Staaten freigemacht und einen
politischen und kirchlichen Plu-
ralismus begründet. Das Recht
der Gewissensfreiheit müsse als
evangelisches Anliegen in das
neue Europa eingebracht wer-
den.

Die Jugend in der DDR
für neue Ideale gewinnen

Bonn. Anton Pfeifer (CDU),
Parlamentarischer Staatssekre-
tär im Bundesministerium für
Jugend, Familie, Frauen und
Gesundheit in Bonn, sorgt sich
um ein bislang ziemlich vernach-
lässigtes deutsches Thema: „Die
Jugend in der DDR darf nicht
vergessen werden." Sofort fügt
er aber hinzu: „Wir müssen uns
vor jeder Bevormundung hü-
ten." Denn auf keinem gesell-
schaftspolischen Gebiet reagiert
die DDR-Bevölkerung so aller-
gisch gegen „Bevormundung"
wie auf dem der Jugend, Familie
und Gesundheit.

Aus der Sicht Bonns, die von
zahlreichen Besuchen und Ge-
sprächen westdeutscher Politi-
ker untermauert wird, mangelt
es in der DDR an einer die
Jugend ansprechenden und sie
fördernden Politik: Die Freie
Deutsche Jugend (FDJ) hat als
Staatsjugend mehr oder weniger
ausgedient. Mit den „Blauhem-
den" will niemand mehr etwas
zu tun haben. Bleibt nur die
kirchliche Jugendarbeit.

Doch hier darf man sich, so
das Bundesjugendministerium,
keinen falschen Hoffnungen
hingeben. Die meisten jungen
Menschen auch in der DDR ste-
hen der kirchlichen Arbeit skep-
tisch gegenüber. Die Säkulari-
sierung (Verweltlichung) hat
unter dem Sozialismus noch
mehr zugenommen als unter den
Bedingungen der Wohlstands-
gesellschaft im Westen.

Einig aber sind sich die Regie-
rungen de Maiziere und Kohl:
Die Jugend darf sich nicht selbst
überlassen bleiben. Sie sucht
sinnvolle Angebote, die mög-
lichst breit gestreut sind. Auch
hier will der Parlamentarische
Staatssekretär Pfeifer Hilfe an-
bieten. Allerdings ist die Vor-
aussetzung, daß sie von Ost-
Berlin auch gewünscht ist.
Große Hoffnungen setzt er in
die Städtepartnerschaften, weil
auf diesem Boden wirklich ein
breites Spektrum angeboten
werden kann. Gleichzeitig las-
sen sich aus Pfeifers Sicht auch
die Kirchen einbinden, die dar-
über hinaus zahlreiche weitere
Möglichkeiten haben: Auswei-

tung des bisherigen Angebots,
Jugendaustausch zwischen den
Kirchen im Bundesgebiet und in
der DDR sowie auf der ökume-
nischen Ebene.

Um Jugendarbeit zu betrei-
ben, benötigt man Räume und
Gebäude. Über diese verfügt
die FDJ in großer Zahl. Gegen-
wärtig wird die Rechtslage ge-
prüft: Man geht davon aus, daß
ein erheblicher Teil dieser Ju-
gendhäuser und -clubs anderen
Trägern zur Verfügung gestellt
wird - den Kirchen, den Städ-
ten, neuen Jugendclubs, die sich
bilden. Nicht zuletzt will man
auch den Breitensport für die
junge Generation in der DDR
öffnen, der bislang ein kümmer-
liches Dasein im Schatten des
international beachteten Spit-
zensports führte. Nur wenn es
gelingt, die Jugend für neue
Ideale zu gewinnen, die diesen
Namen auch verdienen, wird
man aus der Sicht der beiden
deutschen Regierungen gefähr-
liche Entwicklungen vermeiden
können. Denn eine Jugend, die
sich in ihrer Freizeit langweilt
und keine Entfaltungsmöglich-
keiten hat, zieht sich zuneh-
mend aus der Öffentlichkeit zu-
rück. Außerdem ist sie anfälli-
ger für Drogen und ungesetzli-
che Handlungen.

Das Problem ist erkannt.
Aber mit Ausnahme der Kir-
chen fehlt es an qualifizierten
Jugendarbeitern, die nicht der
alten Ideologie unterworfen
sind. Dabei darf nicht übersehen
werden, daß wohl die meisten
jungen Menschen in der DDR
eine Abneigung gegen jede feste
Organisation haben - der
Zwang der FDJ wirkt noch lange
nach. Hier wird ein hohes Maß
an Feingefühl notwendig sein.

Der Bonner Ansatz - Hilfe
statt Einmischung - bietet eine
gute Voraussetzung für prakti-
sche Maßnahmen. Es bleibt zu
hoffen, daß sich die evangeli-
sche Kirche in der DDR sehr
intensiv an den konkreten Ge-
sprächen mit dem Staat betei-
ligt, ihre bisherigen Erfahrun-
gen einbringt und sich neuen
Modellen nicht verschließt.
Denn die frohe Botschaft, die
die Kirche zu verkündigen hat,
darf nicht an der Jugend vor-
übergehen. Hier bieten sich
auch in einer so säkularen Ge-
sellschaft wie der DDR gute
Möglichkeiten, die auch gern
ergriffen werden, (aus: idea)

K. Rüdiger Durth in: idea
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Frauen leiten die Synode

Die Synode des Bundes der
Evangelischen Kirchen in der
DDR wird künftig von Frauen
geleitet. Erstmals sind vier von
fünf Mitgliedern des Synoden-
präsidiums weiblichen Ge-
schlechts. Rosemarie Cynkie-
wicz, künftig Präses der Syn-
ode, sagte nach dem Wahler-
folg der Frauen bei der in Ost-
Berlin tagenden Bundessyn-
ode: „Nun entspricht die Zu-
sammensetzung unseres Syn-
odalpräsidiums der unserer
Gottesdienstbesucher." Zu
Präses-Stellvertretern wurden
die Pastorin Evamaria Taut
(Dresden) und der Arzt Alwin

Wie Haack weiter mitteilte,
wurde in Eisenach eine Veran-
staltung der Mun-Sekte in ei-
nem kirchlichen Haus erst in
letzter Minute verhindert, als
der „wahre Hintergrund" des
als wissenschaftliches Forum
getarnten Treffens bekanntge-
worden sei.

In Jena wurde eine Veran-
staltung des Neuen Forums ab-
gesagt, weil sich herausstellte,
daß sich dahinter die LaRou-
che-Bewegung verbarg, eine
nach Haacks Angaben „als Par-
tei getarnte Polit-Sekte".

Auch staatliche Adressen
stünden bei den Sekten hoch
im Kurs. So hätten die Zeugen

Aus unserer Arbeit

Wieviel Platz für Kinder ?
Für jeweils
100 Kinder
dieser Alters-
gruppen...

...gibt es
so viele
Plätze

in der DDR

Furie (Bernburg) gewählt. Bei-
sitzerinnen wurden die Kran-
kenschwester Angelika Drei-
kopf, eine sächsische Synodale,
und die Sachbearbeiterin Inge-
borg Bienert, die von der Kon-
ferenz der Kirchenleitungen als
Synodale berufen war.

(aus: epd)

DDR: Sekten versuchen, Staat
und Kirche zu vereinnahmen

München. Religiöse Sekten und
ihre Tarnorganisationen versu-
chen zunehmend, Kirchen und
öffentliche Einrichtungen in
der DDR für ihre Zwecke ein-
zuspannen. Dies berichtete der
bayerische evangelische Beauf-
tragte für Sekten- und Weltan7

schauungsfragen, Pfarrer Fried-
rich-Wilhelm Haack (Mün-
chen), nach einer Informations-
reise zu Kirchen und Parteien
in Thüringen. Zugleich for-
derte er die westdeutschen Kir-
chen auf, ihre Partner in der
DDR in großem Umfang mit
Informationsmaterial über Sek-
ten zu versorgen. Er schlug vor,
Geistlichen aus der DDR spe-
zielle Schulungen anzubieten.

Jehovas das Kulturhaus der
Grenztruppen in Eisenach als
Daueradresse für ihre Veran-
staltungen benutzen wollen.
Die Bahai-Religion gebe in
Werbematerialien den Vorsit-
zenden des Eisenacher Kultur-
bundes als Referenz an.

Außerdem bemühte sich die
in der DDR schon weit verbrei-
tete Scientology-Kirche offen-
sichtlich um Niederlassungen in
Ost-Berlin sowie Leipzig oder
Dresden und die Mun-Bewe-
gung in Chemnitz. Haack liegen
Briefe vor, in denen DDR-Be-
wohner von Scientology-Vertre-
tern zur Übersiedlung in den
Westen oder zum Briefversand
von Westgeld für Scientology-
Kurse aufgefordert wurden.
Kritisch beurteilte Haack auch
die Aktivitäten der Anthroposo-
phie, die nach seiner Einschät-
zung in der DDR jetzt ihre große
Zeit hat. Überall seien soge-
nannte Waldorfschulen in der
Planung. Niemand wisse, „daß
es sich dabei um weltanschaulich
gebundene Schulen handelt"

(aus: epd)

Die DDR-CDU nicht
bevormunden und nicht im Stich
lassen ,

Freiburg. Zur Zurückhaltung
und Mäßigung bei dem Umgang
mit der CDU in der DDR haben
die beiden EAK-Landesvor-
stände von Baden und Württem-
berg auf ihrer gemeinsamen
Vorstandssitzung in Pforzheim
gemahnt: Das „Überstülpen"
organisatorischer Strukturen
wie eines 'Evangelischen' Ar-
beitskreises sei weder sinnvoll
noch zweckdienlich, vielmehr
sollte das inhaltliche Gespräch
zwischen Kirche und Politik ge-
sucht werden.

Die Fragen darüber, wie ein
solcher Dialog aussehen könnte
und welche Mitwirkung von
westlicher Seite aus möglich
wäre, bildeten einen Schwer-
punkt der Beratungen. Überein-
stimmung herrschte zwischen
den beiden EAK-Landesvor-
ständen, daß ein 'Evangelischer'
Arbeitskreis für die DDR-CDU
abzulehnen ist: Von den dort in
der Minderheit befindlichen Ka-
tholiken müsse ein solcher Ar-
beitskreis als Affront verstan-
den werden, führte der würt-
tembergische Landesvorsit-
zende, Uwe Wienholz (Bietig-
heim), aus. Die Brückenfunk-
tion zwischen Kirche und Poli-
tik, ergänzte Prof. Dr. Hans-
Martin Pawlowski (Schries-
heim), badischer Landesvorsit-
zender, sollte sinnvoller von ei-
nem Arbeitskreis „Kirche und
Politik" übernommen werden.
Wienholz forderte weiter, die
Angst von DDR-Politikern und
der Bevölkerung davor ernst zu
nehmen, von westlicher Seite
alles „übergestülpt" zu bekom-
men. Es dürfe nicht der Ein-
druck entstehen, organisatori-
sche Fragen würden für den We-
sten im Mittelpunkt stehen.
Notwendig und erforderlich sei
es, das inhaltliche Gespräch zu
suchen. Entsprechend wurde
die Einrichtung eines „Deutsch-
landforums" durch den EAK-
Bundesvorstand einhellig be-
grüßt, zugleich erklärten die bei-
den Vorstände, dem CDU-Lan-
desverband für Gespräche und
Mitarbeit auf regionaler Ebene
zur Verfügung zu stehen.

Abschließend forderte Paw-
lowski, sich der Frage zu stellen,

ob der Gedanke der deutschen
Vereinigung allein an der Ver-
gangenheit ausgerichtet wird,
oder zukunftsorientiert, auf ein
Deutschland in Europa hin, ist.
- Weiterer Schwerpunkt der Be-
ratungen bildete dann ein Refe-
rat von Akademiedirektor i. R.
Dr. Wolfgang Böhme zur Welt-
kirchenversammlung in Seoul:
Dort seien, so Böhme, sozialisti-
sche Gesellschaftsmodelle noch
zu einem Zeitpunkt vertreten
worden, als in den Staaten des
Ostens schon das Scheitern des
Sozialismus feststand. Im orga-
nisatorischen Teil der Sitzung
unterstrich der Stellvertretende
Vorsitzende von Baden, Dr. Mi-
chael Feist, die Notwendig "̂
eines Theologischen Arbeits-
kreises auf EAK-Bundesenene.

„Ein offenes und kritisches
Forum"

Trier. Einen Evangelischen Ar-
beitskreis haben Mitglieder der
CDU-Kreisverbände Trier-
Saarburg und Trier-Stadt (jetzt
auch in Trier) gegründet.

Christen evangelischen Glau-
bens fanden sich zusammen, um
mit diesem Arbeitskreis ein of-
fenes und kritisches Forum für
Grundsatzdiskussionen inner-
halb der CDU und der Öffent-
lichkeit zu schaffen. Der ' r
beitskreis ist laut CDU-Pres'se-
dienst von seinem Selbstverstäd-
nis her nicht an „kurzatmige
tagespolitische Themenstellun-
gen" gebunden. Er möchte Im-
pulse sowohl aus den evangeli-
schen Gemeinden in die CDU
und auch Impulse aus dieser
Partei in die Diskussion der Ge-
meinden transformieren helfen.
Demzufolge ist er für alle inter-
essierten Bürgerinnen und Bür-
ger aus den genannten Kreisen
offen.

Der CDU-Kreisvorsitzende von
Trier-Stadt, Christoph Bohr,
wertete deshalb die Gründung
des Arbeitskreises als einen Bei-
trag dazu, die christlichen
Grundwerte in der Politik der
CDU deutlicher zu betonen.
Der Initiator des Arbeitskreises,
Rainer Schons, wurde als Vor-
sitzender gewählt.
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Im Fall einer Pflege-
bedürftigkeit
umfassend versorgt

Wermelskirchen. Drei Monate
sind seit der feierlichen Eröff-
nung des neuen Alten- und Pfle-
geheims „Haus Vogelsang" der
Rheinischen Gesellschaft für in-
nere Mission und Hilfswerk, -
der Diakonie - vergangen. Drei
Monate voller Arbeit und Orga-
nisation. Die Anlaufprobleme
sind überwunden, und das Haus
„Am Voglesang Nr. 14" in Wer-

Auch ambulante Pflege für
altersverwirrte Menschen soll in
Wermelskirchen eingeführt
werden und ab April diesen Jah-
res kommt ein geronto-psycha-
trischer Dienst hinzu.

„Daß für eine gute Pflege
auch gut motivierte Pflegekräfte
nötig sind", war einhellige Mei-
nung des EAK-Vorstandes und:
„Daß in der Öffentlichkeit und
in den entsprechenden Gremien
dafür gesorgt werden muß, daß
das Ansehen der sozialen Dien-
ste gesteigert wird."

Von rechts: Dr. Hans Hörn, Landrat Dr. Rolf Hahn, Friedcl Burghof!',
Pfarrer Friedrich-Michael Barth, Ernst Landgrebe.

melskirchen präsentierte sich als
fertige und funktionierende Ein-
richtung dem Vorstand des
Evangelischen Arbeitskreises,
Bezirk „Bergisches Land", der
am 20. März 1990 unter der
T itung seines Vorsitzenden Dr.

,:'iis Hörn zu einem Besuch
gekommen war. Adelhart Gott-
schau, Geschäftsführer des
Hauses, und Pfarrer Friedrich-
Michael Barth von der Leitung
des Hauses erläuterten den kirch-
lich engagierten CDU-Politi-
kern die Vorstellungen und die
weitreichenden Pläne seiner Ge-
sellschaft für das, was in Wer-
melskirchen neben dem bisher
bestehenden Altenheim ent-
standen ist.

,Für die Menschen, die heute
dank bester medizinischer Ver-
sorgung und eines optimalen so-
zialen Umfeldes immer älter -
und dabei oft pflegebedürftig -
werden, muß die Innere Mission
Einrichtungen schaffen, die vom
einfachen Wohnen bis hin zur
schweren Pflege alles in einem
Haus bieten kann, damit der
alte Mensch nicht mehr aus sei-
ner gewohnten Umgebung her-
aus muß, wenn er sich selber
nicht mehr helfen kann.

„Weg vom starren Pflegesatz"

Seibecker Dorf. Mehr Differen-
zierung bei den Pflegesätzen,
weg von dem jetzigen, starren
Zahlungssystem, bei dem pfle-
gebedürftige alte Menschen nur
noch Sozialhilfeempfänger sein
können. So stellt sich Pfarrer
Dr. Dieter Hildemann, Direk-
tor der Theodor-Fliedner-
Werke, die Zukunft des Pensio-
närsdaseins vor. Auch sieht er
statt noch mehr geschlossener
Pflegeheime eine Öffnung des
Lebensabends, in dem alte Men-
schen in Wohngemeinschaften
zusammenleben, sich gegensei-
tig unterstützen und nur die Lei-
stungen bezahlen müssen, die
sie wirklich benötigen.

Mit dieser provokanten Forde-
rung konfrontierte Hildemann
Mitglieder des „Evangelischen
Arbeitskreises der NRW-CDU",
die mit ihrem Vorsitzenden Dr.
Hans-Ulrich Klose (MdL) in das
Seibecker Dorf gekommen wa-
ren. Renate Sommer, ebenfalls
im E AK-Landesvorstand, hatte
den Kontakt vermittelt, um den
Landespolitikern einen Eindruck
von der Arbeit des Theodor-
Fliedner-Werkes zu vermitteln.

In seiner Antwort stellte Dr.
Klose allerdings klar, daß es
auch zukünftig Pflegeheime ge-
ben werde, weil immer mehr
junge Menschen durch den Be-
ruf von ihren Eltern auf große
Entfernungen getrennt würden.
Wichtiger sei jedoch, daß sich
das Pflegepersonal gewaltig um-
stellen müsse, nicht bei der rei-
nen Aufgabenerledigung blei-
ben dürfe.

Glaubensorientiertes
Wertesystem gefordert

Ettlingen. Der Evangelische Ar-
beitskreis der CDU Ettlingen
befaßt sich mit den Grundwer-
ten in Politik und Gesellschaft
und fand mit dem Vortrags-
abend zum Thema „Lebens- und
Erziehungshilfen - die neuen
Seelenkrankheiten" im Herz-
Jesu-Zentrum - reges Interesse.
Die Kinder- und Jugendpsycho-
therapeutin Christa Meves
zeichnete in ihrem engagierten
Vortrag ein deutliches Bild un-
serer Gesellschaft und hob den
Wert der Familie und der Erzie-
hungsarbeit durch Mütter und
auch durch Väter besonders her-
vor. Frau Meves wandte sich
gegen eine verfrühte Fremder-
ziehung der Kinder und sprach
sich für weitergehende Hilfen
für junge Familien aus.

Die Autorin unterstrich, daß
das gegenwärtige Machbarkeits-,
Konsum-, Leistungs- und An-
spruchsdenken überbetont sei,
und ein glaubensorientiertes
Wertesystem und ein neues, ver-
antwortungsbewußtes Mitein-
ander in den Familien und in der
Gesellschaft gefragt seien, wie
dies auch der Präses der Kol-
pingfamilie Ettlingen, Prof.
Hans Eichhorn, eingangs for-
derte. Die lebhaft geführte Dis-
kussionsrunde leitete Wolfgang
Egger.

Licht im Osten?
Kirchen sind herausgefordert

Königsfeld. Licht im Osten?
Unter dieser Frage stand die
Veranstaltung des Evangeli-
schen Arbeitskreises der CDU
Schwarzwald-Baar in Königs-
feld. E AK-Kreisvorsitzender
Reinhard Bauer konnte mit dem
stellvertretenden Landesvorsit-
zenden des Evangelischen Ar-
beitskreises Baden - Dr. Mi-
chael Feist, Karlsruhe - einen
sehr interessierten Zuhörerkreis
begrüßen. Die Eingangsfrage

„Licht im Osten?" zog sich wie
ein roter Faden durch das Refe-
rat von Michael Feist.

Er sieht Glasnost und Pere-
stroika als eine Herausforde-
rung für Kirche und Christsein.
Es gebe auch viele Ansatz-
punkte dafür, daß die Menschen
im Osten diese Herausforde-
rung annehmen. Dafür nannte
Dr. Feist viele Beispiele, und er
stellt zum Schluß fest: Die Kir-
chen im gesamten europäischen
Osten besitzen große Chancen,
als Reformkräfte, als Wertver-
mittler, als Ort der Seelsorge.
Sie hätten große Aufgaben vor
sich, gerade im Gegenüber von
Staat und Kirche und in der
Aufarbeitung der Vergangen-
heit. Er appellierte an die Zuhö-
rer, den Christen im Osten zu
helfen beim Zurechtfinden mit
den Möglichkeiten der Freiheit.

Der Mensch im Mittelpunkt
der Wirtschaft

Pinneberg. „Ethische Wirkun-
gen der Sozialen Marktwirt-
schaft - Antworten auf kirchli-
che Kritik -" ist der Titel einer
Broschüre, die der Wirtschafts-
rat der CDU e. V. Landesver-
band Schleswig-Holstein her-
ausgegeben hat.

Vor dem EAK im CDU-
Kreisverband Pinneberg hat der
Kreisvorsitzende des Wirt-
schaftsrates der CDU, Reimer
Lange, zugleich stellvertr.
Kreisvorsitzender des EAK,
diese Broschüre vorgestellt und
ausführlich erläutert.

Ziel dieser Veranstaltung war
es, das System der Sozialen
Marktwirtschaft zu erläutern,
den immer wieder auftretenden
Mißdeutungen entgegenzuwir-
ken und die Vorzüge aufzuzei-
gen, die dieses System für un-
sere Gesellschaft gegenüber
Zentralverwaltungswirtschaften
hat.

Der EAK-Kreisvorsitzende
H. Bleckmann vertrat zu Beginn
dieser Veranstaltung die Auffas-
sung, daß es nötig sei, intensiver
das Gespräch über die Grundla-
gen politischen Handelns zu füh-
ren. Aus diesem Grunde wird
der EAK im Kreis Pinneberg
zunächst bis zur Bundestags-
wahl einmal monatlich derartige
Gesprächsabende anbieten.




